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Vorwort 

Der Begriff „Nachhaltigkeit“ wird erstmals Anfang des 18. Jahrhunderts im Sinne eines 

langfristig verantwortungsvollen Umgangs mit Ressourcen, damals der Wald zur Holzver-

sorgung, beschrieben. Diesen Gedanken erweitern im 20. Jahrhundert z. B. der Club of 

Rome (1972) oder die Brundtland-Kommission der Vereinten Nationen. Ressourcenscho-

nung ist angesichts der fortschreitenden globalen Urbanisierung bei wachsenden Megaci-

ties zentral für zukünftiges Handeln in der Stadtentwicklung. Die Beiträge zeigen Wege 

dahin auf. 

Noch wissen wir nicht, wie sich unsere Städte und ihre Quartiere in den nächsten Jahr-

zehnten in Bezug auf das Grundbedürfnis „Wohnen“ konkret verändern. Jedoch werden 

bereits heute beim Bau und der Nutzung von Wohnungen wichtige Weichen für eine zu-

künftige nachhaltige Entwicklung gestellt. Unter dem Eindruck sich ändernder Lebensent-

würfe, Beziehungs‐ und Familien‐Modellen ist der Bedarf an dazu passenden, zeitgemä-

ßen Wohnformen immens. Diese sollen auf die immer komplexere Organisation unseres 

privaten und beruflichen Alltags und auf unterschiedliche wirtschaftliche Voraussetzungen 

in verschiedenen Lebensabschnitten reagieren, was bisherige Wohnungsstrukturen und 

Gebäude teilweise nicht leisten. Dipl.-Ing. Friedrich May erläutert am Beispiel einiger 

Neubau‐ und Umbauprojekte aus Deutschland und der Schweiz, inwieweit die für viele 

Menschen noch neuartige Wohnform ‚Cluster‐Wohnen‘ zu einem Mehrwert für alle Betei-

ligten beitragen kann und wie sich Cluster‐Wohnungen baulich von anderen Wohnformen 

unterscheiden. 

Bauen gilt als einer der Hauptverursacher gesellschaftlicher Materialflüsse sowie material-

induzierter Klimagase. Die Folgen der Bautätigkeit im Sinne der Nachhaltigkeit lassen sich 

vor allem auf lokaler Ebene durch kommunale Akteure und Maßnahmen zur Stadtplanung 

beeinflussen. Materialkataster helfen dabei, erfolgsversprechende Ansatzpunkte zu identi-

fizieren, kommunales planerisches Handeln in seiner Wirkung auf Kreislaufwirtschaft und 

Klimaschutz einzuschätzen. Dr.-Ing. Georg Schiller zeigt am Beispiel einer deutschen 

Großstadt auf, dass kommunales Planungshandeln einen enormen Einfluss auf die Steige-

rung der Kreislaufwirtschaft und den Klimaschutz haben kann. Dies wird konkretisiert, 

quantitativ untermauert und mit konkreten Maßnahmen untersetzt. Das gezielte „Ab-

schichten“ von Handlungen nach planerischer Beeinflussbarkeit und politischen Rema-

nenzkosten erhöht die Chance, transformative Prozesse anzustoßen. Eine weitere Unter-

setzung mit planerischen Maßnahmen und Beeinflussungsmöglichkeiten durch kommunale 

Akteure gilt es im gemeinsamen Dialog zwischen Forschung und Praxis kontextbezogen zu 

konkretisieren. 

Dr. Markus Egermann, Dr. Franziska Ehnert und Anna Betsch, M. Sc., stellen die 

Entwicklung der Transition-Bewegung vor, ein zivilgesellschaftlicher Akteur, der Transfor-

mationsprozesse von unten anstoßen möchte. Seit 2008 entstanden im deutschsprachigen 

Raum 120 Transition-Town-Initiativen (TTI). Um die Potenziale und Herausforderungen 

von TTI als Akteure und Partner für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu eruieren, unter-

suchte das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung in Dresden im Auftrag des 

vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. – beispielhaft die Aktivitä-

ten von TTI in vier Städten: „Transition Town Hannover“, „Bluepingu“ in Nürnberg, „Göt-
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tingen im Wandel“ und „Transition Town Kassel“. Inwiefern ist es den TTI in diesen Städ-

ten gelungen, als Vermittler und Übersetzer die Rolle eines intermediären Akteurs einzu-

nehmen und Partnerschaften zwischen Zivilgesellschaft und Stadtverwaltung wie -politik 

aufzubauen? Die Erfolge der vier TTI sind jedoch sehr unterschiedlich. Die Gründe hierzu 

werden im Beitrag näher beleuchtet.  

 

Prof. Dr. Paul Gans Dr. Peter Westerheide 
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GANS, P./WESTERHEIDE, P. (Hrsg.) (2020): Wege zur 

Nachhaltigkeit in der Stadtentwicklung 

Mannheimer Schriften zu Wohnungswesen,  

Kreditwirtschaft und Raumplanung, Band 23, 

Mannheim, S. 3-29 

Cluster‐Wohnungen – 

Beispiele aus der Praxis für eine neuartige Wohnform 

Friedrich May1 

In den letzten Jahren haben die meisten großen Städte und urbanen Ballungsräume in 

Deutschland einen starken Zuzug erlebt. Die Arbeitsmobilität nimmt zu, das Wohnen in 

der Innenstadt erlebt eine Renaissance. Die Folge: Der ökonomische Druck auf die inner-

städtischen Immobilien wächst. Wohnraum wird kostbar – und teuer. Zugleich erhöht sich 

die Zahl der Ein-Personen-Haushalte, insbesondere in der wachsenden Altersgruppe der 

mindestens 50-Jährigen. Auf den urbanen Wohnungsmärkten bildet sich dieser Trend in 

der drastischen Zunahme von Kleinwohnungen, Mikroapartments oder Boarding-House-

Modellen ab. Diese Individualisierung der Gesellschaft kann eine Kehrseite haben, insbe-

sondere im Alter: Vereinzelung und Vereinsamung. 

1 Cluster-Wohnungen als neue Wohnungstypologie 

Die heutige Herausforderung besteht darin, hohe Wohnqualitäten gerade in verdichteten 

urbanen Bereichen zu erreichen, die den Anforderungen nachhaltiger Stadtentwicklung 

gerecht werden. Konkret heißt das: soziale Durchmischung, Teilhabe und Bezahlbarkeit, 

Reduktion des Ressourcen- und Flächenverbrauchs ohne Abstriche an der Wohnqualität 

und Raum für das Bedürfnis nach Gemeinschaft. Wie kann auf weniger Platz als bislang 

gut und gemeinsam gewohnt werden? Die Bau- und Wohngenossenschaft Kraftwerk1 aus 

Zürich zeigte wegweisende Antworten auf. Aus den 2001 mit Bünzli & Courvoisier entwi-

ckelten experimentellen Großwohnungen für große Wohngemeinschaften entstand im 

Jahr 2011 ein neuer Wohnungstyp, der im von Adrian Streich Architekten geplanten Pro-

jekt Heizenholz erstmals umgesetzt wurde: die Cluster-Wohnung. Diesem Pilotprojekt 

folgten seitdem weitere, und die Nachfrage nach dieser Wohnform nimmt zu. Woran liegt 

das? Was sind die besonderen Qualitäten von Cluster-Wohnungen? Welche räumlichen, 

baulichen und sozialen Bedingungen sind für das Gelingen bei der Entwicklung und in der 

Nutzung dieser neuen Wohnungstypologie zu beachten, und welchen Beitrag leistet sie zu 

                                        
1 Der Beitrag basiert auf dem Vortrag von Dipl.-Ing. Friedrich May, Architekt, zu den Ergebnissen der ge-

meinschaftlichen Arbeit aus dem Kooperations‐Forschungsprojekt der HTW Berlin mit der FH Potsdam: 

„Cluster-Wohnungen für baulich und sozial anpassungsfähige Wohnkonzepte einer resilienten Stadtent-

wicklung“ veröffentlicht in: PRYTULA, M./ REXROTH, S./LUTZ, M./MAY, F. (2019): Cluster-Wohnungen – Eine 

neue Wohnungstypologie für eine anpassungsfähige Stadtentwicklung. In: Zukunft Bauen, Forschung für 

die Praxis 22, Bonn; hrsgg. vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundes-

amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) (https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zu 

kunft-bauen-fp/2020/band-22-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=1) 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/
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einer resilienten, d. h. anpassungsfähigen und nachhaltigen, Stadtentwicklung? Um dieses 

Thema wird es im Folgenden gehen. 

1.1 Cluster-Wohnung: Was ist das?  

Cluster-Wohnungen kombinieren die Vorteile einer Kleinstwohnung mit denen einer 

Wohngemeinschaft (WG). Mehrere private Wohneinheiten sind mit gemeinschaftlich ge-

nutzten Räumen verbunden (Abb. 1, 2). Darin ähneln sie WGs. Im Unterschied zu diesen 

sind die privaten Wohneinheiten aus einem oder mehreren Zimmern jedoch mit einem ei-

genen Bad und optional einer (Tee-)Küche ausgestattet. Die Gemeinschaftsfläche setzt 

sich aus einzelnen oder mehreren Wohn-, Koch- und Essbereichen zusammen; weitere 

Sanitärräume, Hausarbeitsräume oder flexibel nutzbare Gästezimmer können ebenfalls 

dazuzählen. Der Gemeinschaftsbereich ist damit größer als in klassischen WGs und in 

Cluster-Wohnungen von zentraler Bedeutung: Hier verbindet sich Privates und Gemein-

schaftliches. Oftmals handelt es sich um erweiterte Verkehrs- und Erschließungsflächen, 

die so einen zusätzlichen Nutzen erhalten, oder um gemeinschaftliche Wohnräume, die 

sich die beiden Funktionen Erschließung und Aufenthalt teilen. Die Potenziale im Ge-

brauch dieser Räume entstehen durch die zumeist großzügige Überlagerung von Nutz- 

und Verkehrsflächen. Das spart Kosten und erlaubt eine Ausnutzung von Wohnraum, die 

den Anforderungen nach sparsamem Umgang mit Ressourcen ebenso entgegenkommt 

wie jenen einer alternden Gesellschaft nach barrierefreier Gestaltung. 

Abb. 1: Schematischer Vergleich räumlicher Zusammenhänge bei Gemein-

schaftswohnformen 

 

Quelle: PRYTULA et al. 2019, S. 25 (FRIEDRICH MAY, HTW Berlin) 

Bewohner einer Cluster-Wohnung verbinden mit dieser Wohnform ein selbstorganisiertes 

Zusammenleben und die kollektive Nutzung von Gemeinschaftsflächen bewusst und auf 

Dauer. Damit unterscheidet sich Cluster-Wohnen von anderen Formen des Zusammenle-

bens, wie in Studierenden-, Alters- oder Pflegeheimen, die vor allem zweckorientiert und 

oft temporär erfolgen sowie durch Trägerorganisationen strukturiert und geregelt werden. 

Cluster-Wohnen zeichnet sich durch selbstorganisierte Prozesse und einen hohen Grad an 

Einflussnahme auf die Entwicklung, Planung, Verwaltung und den Unterhalt der Räumlich-

keiten aus.  
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Die Belegungspolitik orientiert sich am Gemeinwohl: Soziale Inklusion und Diversität wer-

den häufig ebenso angestrebt wie eine ressourcensparende Raumausnutzung. Cluster-

Wohnungen adressieren somit fünf wesentliche gesellschaftliche Trends, die Wohn- und 

Stadtentwicklung betreffen:  

⎯ Wunsch nach Individualität und Rückzug, 

⎯ Bedürfnis nach Gemeinschaft, 

⎯ Wunsch nach Partizipation und Selbstbestimmung, 

⎯ Bedarf an kostengünstigem Wohnraum sowie 

⎯ Reduktion von Ressourcen- und Flächenverbrauch. 

Abb. 2: Schematischer Vergleich – Abgrenzung der hier verwandten Defi-

nition einer Cluster‐Wohnung 

 

Quelle: eigene Darstellung (FRIEDRICH MAY, HTW Berlin) 

1.2 Bestandsaufnahme  

1.2.1 Wie viele Cluster-Wohnungen gibt es? 

Cluster-Wohnungen sind ein relativ junges, aber dynamisch expandierendes Phänomen, 

dessen Ursprung auf die 2011 im Zürcher Projekt Heizenholz fertiggestellte Cluster-

Wohnung datiert wird. Zum Stand Februar 2018 gab es in Deutschland, Österreich und 

der Schweiz nach unseren Recherchen bereits mindestens 33 weitere Projekte (Abb. 3). 

Einige davon waren bereits realisiert, andere befanden sich im Planungsstadium. Es ist 

aber davon auszugehen, dass das Cluster-Prinzip in weitaus mehr Wohnprojekten aufge-

griffen wird, wie z. B. die Broschüre der Berliner Stattbau GmbH verdeutlicht. Grundlage 

unserer Untersuchung waren 33 Projekte mit insgesamt 82 Cluster-Wohnungen. Vier Pro-

jekte werden im Folgenden als Fallbeispiele vorgestellt. 
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1.2.2 Wo werden Cluster-Wohnungen gebaut?  

Die im deutschsprachigen Raum untersuchten Cluster-Wohnungen sind eine im Wesentli-

chen urbane Erscheinung. Ausgehend von Zürich werden solche Wohnungen seit 2011 

vor allem in Großstädten wie Basel, Berlin, Köln oder München gebaut, und zwar sowohl 

im Innenstadtbereich als auch an peripheren Standorten der Stadterweiterung. Allerdings 

zeigt sich zunehmend, dass die Idee in kleineren Städten ebenfalls aufgegriffen und um-

gesetzt wird. Cluster-Wohnungen entstehen bisher in erster Linie als Teil größerer Neu-

bauprojekte, die aus mehr als einem Gebäude bestehen und in der Regel zwischen fünf 

und sieben Geschosse aufweisen. Nur wenige Projekte mit Cluster-Wohnungen wurden im 

Zuge von Umbaumaßnahmen entwickelt sowie in Gebäuden mit weniger als fünf bzw. 

mehr als sieben Geschossen.  

Abb. 3: Karte Deutschland, Österreich, Schweiz – vier Projekte mit Clus-

ter‐Wohnungen (Stand Januar 2019) 

 

Quelle: Eigene Darstellung (PRYTULA et. al. 2019, S. 30) 

1.2.3 Wer baut Cluster-Wohnungen?  

Vor allem Bau- und Wohnungsgenossenschaften haben bislang Cluster-Wohnungen reali-

siert. Junge Genossenschaften zeigen dabei eine besondere Bereitschaft zu Experimenten 

mit innovativen Wohnformen. Aber auch etablierte Bestandsgenossenschaften sowie kom-

munale oder gemeinnützige Wohnungsunternehmen haben bereits einige Cluster-Woh-
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nungen gebaut. Private Eigentümer bieten Cluster-Wohnungen als Kleinstwohnung mit ei-

nem Mehr an Komfort zur Miete an. Die typische Baugruppe ist bislang nur einmal als 

Bauträger aufgetreten. Dies ist ein Hinweis darauf, dass sich die klassische Form der 

Wohnungseigentümergemeinschaft nur bedingt für Cluster-Wohnungen eignet.  

1.2.4 Wie werden Cluster-Wohnungen gebaut? 

Cluster-Wohnungen werden meist als Bestandteil einer breiten Mischung von Wohnungs-

typen entwickelt. Die insgesamt 82 von uns erfassten Cluster-Wohnungen verteilen sich 

ungleich auf die 33 Projekte: Ein Drittel der Projekte umfasst nur eine Cluster-Wohnung, 

ein weiteres hat jeweils zwei Cluster-Wohnungen realisiert, ein letztes Drittel jeweils drei 

oder mehr. Während manche Projekte nur aus Cluster-Wohnungen bestehen, nimmt diese 

Wohnform bei größeren Projekten zumeist nur einen geringen Anteil im Wohnungsange-

bot ein. Ein geringer Anteil von Cluster-Wohnungen kann jedoch mit einem weitaus höhe-

ren Anteil der Bewohnerschaft am Projekt korrespondieren – denn eine Cluster-Wohnung 

kann bis zu bis zu zwanzig private Wohnbereiche mit entsprechend vielen Bewohnern um-

fassen. 

1.2.5 Wer wohnt in Cluster-Wohnungen? 

In Cluster-Wohnungen wohnen vor allem Alleinwohnende, Paare und Alleinerziehende. 

Familien sind eher selten. In einigen Projekten ist die Altersspanne der Bewohner groß, in 

anderen leben überwiegend Menschen unter vierzig Jahren. Viele Bewohner haben die 

Realisierung der Cluster-Wohnung mit initiiert oder sich im Zuge eines partizipativen Pla-

nungsprozesses gefunden. Vor allem die Schweizer Projekte zeigen, dass Gemeinschaft 

auch „arrangiert“ werden kann. Die Wohngruppen finden sich dann mit Einzug in die fer-

tige Cluster-Wohnung. Die meisten Bewohner haben Erfahrung mit Wohngemeinschaften. 

Sie wohnten aber zuvor überwiegend in konventionellen Wohnungen. Zentrales Motiv für 

den Einzug in eine Cluster-Wohnung ist die Verbindung von ausreichender Privatsphäre 

und Gemeinschaft, ermöglicht durch die relativ großen Individualzimmer, das private Bad 

und die großen Gemeinschaftsräume. Geschätzt wird weithin die Tatsache, dass diese 

Wohnform insgesamt mehr Wohnraum bietet, als man sich alleine leisten könnte. Die 

Auswertung der Untersuchung zeigt, dass die Zufriedenheit der Bewohner hoch ist. Auch 

das Preis-Leistungsverhältnis sehen die meisten als gelungen an, wobei zu berücksichti-

gen ist, dass in Cluster-Wohnungen sowohl Menschen mit unter- wie mit überdurch-

schnittlichem Einkommen leben. Entscheidend für das Gelingen ist die Bereitschaft, mit 

anderen zusammenzuleben und auch Wohnexperimente zu wagen – und zwar auf zwang-

lose, undogmatische Weise. Es kann viel geteilt werden, muss aber nicht. Die Bewohner 

beschreiben „Gemeinschaft“ als eine besondere Lebensqualität, die sie vermissen würden, 

wenn sie wieder in eine konventionelle Wohnung zögen. 

2 Fallbeispiele  

In dem Forschungsvorhaben, das dieser Veröffentlichung zu Grunde liegt, wurden acht 

Projekte aus der Schweiz und Deutschland systematisch mit Blick auf die entscheidenden 

Merkmale von Cluster-Wohnungen und die Bedingungen ihrer Realisierung hin analysiert. 
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Da sich die Projekte aus Österreich vielfach noch in der Planungsphase befanden, wurden 

sie hier nicht berücksichtigt. Die getroffene Auswahl gibt die Vielfalt der Umsetzungsvari-

anten wieder: kleine und sehr große Cluster-Wohnungen, unterschiedliche Lösungen der 

Flächenaufteilung, verschiedene Bauträgerschaften, Projekte aus Groß- und Kleinstädten, 

realisiert in Neubau und im Bestand. Im Rahmen des Beitrages für das Wohnungswirt-

schaftliche Seminar an der Universität Mannheim stehen vier der insgesamt acht genauer 

analysierten Projekte im Fokus (Abb. 4).  

2.1 Fallstudie: Neufrankengasse – Geschäftsmodell in hochverdichte-

ten Innenstadtlagen 

Projektbeschreibung 

Das Projekt Neufrankengasse ist ein Mietangebot für selbstorganisiertes Zusammenleben 

in Cluster-Wohnungen und zeigt wie private Investoren Cluster-Wohnungen als ein neues 

Marktangebot entwickeln. Die Architektin und Projektentwicklerin Vera Gloor wirkt dabei 

als Pionierin. Wie ihre Investoren versteht sie Cluster-Wohnungen als Antwort auf den 

Wunsch vieler Menschen heute, in ihrer Wohnsituation Privatsphäre ebenso erleben zu 

können wie den Austausch und spontane Begegnungen mit anderen. In Zürich realisierte 

Vera Gloor 2011 eine der ersten Cluster-Wohnungen im Zuge einer Altbausanierung. Mit 

dem Projekt Neufrankengasse werden die dort gemachten positiven Erfahrungen aufge- 

 

Foto 1: Projekt Neufrankengasse, Zürich 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 
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griffen und für den Neubau weiterentwickelt, um zu zeigen, dass Cluster-Wohnungen 

auch hier kostengünstig und mit hoher baulicher Qualität gebaut werden können (Foto 1). 

Unweit des Zürcher Hauptbahnhofs gelegen, ist das konventionell in L-Form errichtete 

Gebäude Bestandteil eines nicht vollständig geschlossenen Blockrandes. Mit Details wie 

abgerundeten Hausecken, den beiden großen Balkonen der Cluster-Wohnungen und der 

durch Zurücksetzung ermöglichten Vorplatzsituation fügt es sich harmonisch in die Nach-

barschaft des sich rasant entwickelnden Quartiers ein. Neben den zwei fast identisch aus-

geführten Cluster-Wohnungen umfasst der Bau neun Kleinwohnungen sowie zwei Gewer-

beeinheiten im Erdgeschoss. 

Die Cluster-Wohnung 

Flexibilität und Kostenreduktion bestimmen die Projektplanung. Die Grundrisse der beiden 

Cluster-Wohnungen sind kompakt und flächeneffizient gestaltet. Bei Bedarf lassen sie sich 

in konventionelle, kleinere Wohneinheiten unterteilen. Analog ist es möglich, die in den 

oberen Etagen befindlichen Kleinwohnungen in eine Cluster-Wohnung umzubauen. Die 

privaten Einheiten verfügen jeweils über ein Bad und sind relativ groß, während die ge-

meinschaftlich genutzte Fläche in einem Raum Kochen, Essen und Entspannen integriert 

(Foto 2). Ein großer Balkon erweitert diese gemeinsame Wohnfläche. Im Unterschied zu 

Cluster-Wohnungen anderer Projekte sind keine Wohnfunktionen in gemeinschaftliche 

Räume anderswo im Haus ausgelagert; die Waschmaschine ist daher im Gäste-WC neben 

der Küche untergebracht. Charakteristisch ist die Materialwahl: Mit starken Kontrasten von 

Farben und kostengünstigen Oberflächen wird eine sachlich-edle Atmosphäre erzeugt. Die 

Wohngruppen setzen sich überwiegend aus jungen Erwachsenen zusammen, die – als 

Verein organisiert – die Cluster-Wohnung gemeinsam mieten. Vera Gloor ist überzeugt, 

dass insbesondere in verdichteten, hochpreisigen Innenstadtlagen die Nachfrage nach 

dieser Form des Zusammenlebens zunehmen wird. Im Austausch mit Züricher Genossen-

schaftsakteuren, Banken und Investoren entwickelt sie das Konzept der Cluster-Wohnung 

weiter auch mit Blick auf die Integration von Arbeiten und Wohnen. Mittlerweile hat sie 

bereits vier Projekte mit Cluster-Wohnungen in Zürich und Basel gebaut. 

Foto 2: Innenansicht der Cluster-Wohnung im 1.OG des Projektes Neu-

frankengasse 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 
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2.2 Fallstudie: „mehr als wohnen“ – vom Modell zur Serienreife 

Projektbeschreibung 

Mit ihrem Projekt auf dem Hunziker Areal am Rande Zürichs setzte die Genossenschaft 

„mehr als wohnen“ neue Maßstäbe für Planung, Bau und Betrieb von Neubauquartieren 

und für das Wohnen von Morgen. Gegründet als Zusammenschluss mehrerer Genossen-

schaften, verfolgt das Projekt das namengebende, ambitionierte Ziel, mehr zu bieten als 

eine Unterkunft: Ein breites Wohnungsangebot zu bezahlbaren Preisen soll sozialer Vielfalt 

Raum bieten. Mit dem Selbstverständnis als „Innovations- und Lernplattform für den ge-

meinnützigen Wohnungsbau“ ist die Bereitschaft verbunden, in allen Phasen des Planens 

und Bauens Experimente einzugehen, um neue, tragfähige Konzepte für die Stadt der Zu-

kunft zu entwickeln. Die von den Architekten als „dicke Typen“ beschriebenen 13 Gebäu-

de erreichen durch ihre außergewöhnliche Tiefe und Anordnung zueinander eine besonde-

re städtebauliche Qualität (Foto 3). Die 370 Wohneinheiten bieten mit 120 unterschiedli-

chen Grundrissen Platz für Einzelpersonen, Paare, Alleinerziehende, Familien und WGs. 

Der hohe Anteil großer Wohnungen – fast 20 Prozent der Einheiten verfügen über eine 

Fläche von 300 bis 400 m² – zeugt davon, dass größeren Gruppen hier ein Versuchsfeld 

für neue Formen des Zusammenlebens gewährt wird. Entstanden ist ein lebendiges, ge-

mischtes Quartier, das mit seinem dialogischen Planungsprozess international Aufmerk-

samkeit erregt hat. Die städtebauliche Gestalt, die gemeinschaftliche Organisation des Zu-

sammenlebens und die ökologischen Kennwerte setzen hohe Maßstäbe. Im Jahr 2016 

wurde es mit dem World Habitat Award und 2017 mit dem Klaus-Novy-Preis ausgezeich-

net. 2017 erhielt „mehr als wohnen“ als eines von fünf Projekten in der Schweiz die Zerti-

fizierung als 2 000-Watt-Areal. Als Modellvorhaben mit Vorbildcharakter lässt sich „mehr 

als wohnen“ aktiv von Forschungseinrichtungen begleiten und evaluieren. Indem es auf-

zeigt, wie im Zusammenspiel mit den Bewohnern Wohn- und Quartiersqualitäten geschaf-

fen werden können, bietet es Lernimpulse für Neubauquartiere weltweit. 

Foto 3: Projekt „mehr als wohnen“, Zürich 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 
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Die Cluster-Wohnung 

Insgesamt 14 Cluster-Wohnungen für sieben bis zwölf Bewohner hat „mehr als wohnen“ 

gebaut, so viele wie kein anderes Projekt bislang. Dahinter steht auch der Gedanke, Ver-

gleichsmöglichkeiten zu schaffen, um zu untersuchen, wie diese Wohnform langfristig ge-

lingen kann. Elf dieser Wohnungen mit 312 – 400 m² sind in Haus A am Dialogweg 6 un-

tergebracht, dank der besonderen Tiefe des Gebäudes je bis zu zwei auf einer Etage. 

Charakteristisch sind hier Grundrisse mit inselartig angeordneten Privaträumen, die von 

ausgesprochen großzügigen Gemeinschaftsflächen für Wohnküche, Sofaecke oder Ar-

beitsbereich gleichsam umflossen werden. Diese funktionalen Bereiche erlauben zeitgleich 

verschiedene Nutzungen; die fließenden Übergänge eröffnen Durchsichten quer durch die 

Cluster-Wohnung und vermitteln so das Gefühl von Weite und Verbundenheit zugleich 

(Foto 4). Innerhalb der privaten Einheiten wurde eine Vielfalt an Grundrisslösungen er-

probt: Die Einzel-, Doppel- oder EnSuite- (Durchgangs-)Zimmer sind teilweise mit Teekü-

che und teils nur mit entsprechenden Anschlüssen ausgestattet. Zwei Eingänge erschlie-

ßen die Cluster-Wohnung vom Treppenhaus aus, in dem auf jeder Etage auch eine ge-

meinsame Waschküche für beide Cluster-Wohnungen untergebracht ist. Eine große Ter-

rasse erweitert den gemeinschaftlich genutzten Kochbereich, in den privaten Einheiten 

ermöglichen französische Balkone einen schmalen Austritt. Jede Cluster-Wohnung verfügt 

zudem über ein Gästebad und einen Abstellraum. In den jeweiligen Wohngruppen haben 

Einzelpersonen, Paare, Alleinerziehende und Kleinfamilien zusammengefunden. Jede 

Gruppe hat sich erst zum Einzug gebildet und organisiert ihren gemeinsamen Alltag mit 

hoher Zufriedenheit. 

Foto 4: Gemeinschaftsküche mit Essplatz im Projekt „mehr als wohnen“, 

Zürich 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 
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2.3 Fallstudie: „inklusiv wohnen Köln e.V.“ – selbstbestimmtes Zu-

sammenleben in Gemeinschaft 

Projektbeschreibung 

Cluster-Wohnungen eignen sich für neue Formen inklusiven Wohnens. Das Projekt „inklu-

siv wohnen Köln e.V.“ geht auf die Initiative von Eltern zurück, die ihren teilweise schwer-

behinderten Kindern langfristige Wohnperspektiven eröffnen wollten. Inspiriert durch ein 

Münchner Vorbild, fördern sie in einer normalen Wohnumgebung die Integration von 

Menschen mit Behinderung in die Gesellschaft. Nach dem Prinzip „Wohnen für Hilfe“ leben 

in dieser inklusiven Wohngemeinschaft Studierende, die im Gegenzug für eine niedrige 

Miete Hilfeleistungen erbringen, und Menschen mit Behinderung zusammen. Die WG or-

ganisiert ihr Zusammenleben selbst und mietet die Cluster-Wohnung gemeinsam als GbR. 

Die Verwaltung des Wohnhauses und die Bereitstellung professioneller Pflegeleistungen – 

festangestellte Fachkräfte, Assistenzdienste, Nachtwachen etc. – zur Unterstützung der 

WG übernimmt der Verein „inklusiv wohnen Köln e.V.“, der sich auch für eine lebendige 

Nachbarschaft engagiert. Weder selbständige Wohngruppe noch Pflegeheim, verhilft das 

Projekt den Bewohnern mit Behinderungen dank ambulanter Pflege und inklusivem Woh-

nen in der Gemeinschaft zu einem hohen Maß an Lebensqualität. Der innovative Ansatz 

wurde mehrfach mit Auszeichnungen gewürdigt und erfährt große Nachfrage. Die Umset-

zung erfolgte durch die kommunale Wohnungsgesellschaft GAG Immobilien AG aus Köln, 

die das Konzept des Vereins aufnahm und den Eltern Mitsprache bei der Planung und 

Ausstattung der Wohnungen gewährte (Foto 5). Das in Massivbauweise errichtete vierge-

schossige Gebäude ist in einem Stadterweiterungsgebiet im Außenbereich Kölns gelegen. 

Die gesamte Erschließung ist barrierefrei und rollstuhlgeeignet (Foto 6). Neben zwei Clus-

ter-Wohnungen im ersten und zweiten Stock gibt es in Erd- und Dachgeschoss Wohnun-

gen für ältere oder alleinstehende Mieter sowie Familien, die teilweise die Pflegeangebote 

im Haus mitnutzen. Dank dieser Synergieeffekte kann das Projekt eine ambulante Rund-

um-die-Uhr-Betreuung anbieten. Im Erdgeschoss befinden sich zudem die Büros des Ver-

eins und ein Gemeinschaftsraum, der als Begegnungsort allen Hausbewohnern offensteht. 

Foto 5: Projekt „inklusiv wohnen Köln e. V.“ 

 

Quelle: CHRISTIANE STROHECKER 
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Die Cluster-Wohnung 

Mit Vorerfahrungen aus Hausgemeinschaften, aber ohne Kenntnis anderer Cluster-Woh-

nungen entwickelte der Verein ein Grundrisskonzept, das dem Prinzip der Cluster-Woh-

nung entspricht. Für inklusive WGs ist diese Wohntypologie besonders geeignet, da sie 

den Bedürfnissen nach Rückzug und individueller Pflege ebenso gerecht wird wie dem 

Wunsch nach Begegnung und Unterstützung durch die Gemeinschaft. Kennzeichnend für 

die Cluster-Wohnung ist ein großer offener Eingangsbereich, der Abstellfläche für Roll-

stühle u. Ä. bietet und in eine Wohnküche übergeht. Dieses intensiv genutzte Zentrum 

der Wohnung wird durch eine als Balkon genutzte metallene Außentreppe erweitert, die 

von den Behörden als zweiter Fluchtweg verlangt wurde (Foto 6). Die ursprünglich ge-

plante zweite, kleinere Wohnküche für die Studierenden wurde bereits im Bau zugunsten 

einer großen Wohnküche für alle verworfen. Die besondere Qualität dieses offenen, licht-

durchfluteten Gemeinschaftsbereichs wird im Vergleich zur darunterliegenden Cluster-

Wohnung deutlich. Obwohl fast baugleich, ist die Wohnküche dort stärker abgetrennt. Ein 

türbreiter Durchgang lässt zwar Licht in den Eingangsbereich, aber deutlich weniger als 

oben. Dadurch wirken die Flure, die rechts und links des Eingangs die privaten Zimmer 

sowie einen Aufenthaltsraum, einen Medienraum und ein vollausgestattetes Pflegebad er-

schließen, sehr langgestreckt. Die privaten Zimmer sind relativ klein und mit einem eige-

nen Bad ausgestattet. Im linken Flügel teilen sich zwei Zimmer ein in der Mitte liegendes 

Bad. (Tee-)Küchen sind nicht installiert, doch verfügt jedes Zimmer über entsprechende 

Anschlüsse. Mit dieser Rückbauoption in konventionelle Kleinstwohnungen möchte der 

Bauherr das Leerstandrisiko minimieren. 

Foto 6: Schwellenloser Übergang an der Terrassentüre im Projekt „inklu-

siv wohnen Köln e.V.“ 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 
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2.4 Fallstudie: Annagarten „Umnutzung im Bestand“ 

Projektbeschreibung 

Cluster-Wohnung ist ein flexibler Baustein für hausübergreifendes Gemeinschaftsleben. 

Das Projekt Annagarten entwickelt neue Wohnformen in einem 1902 errichteten villenar-

tigen Landhaus im nördlich von Berlin gelegenen Oranienburg (Foto 7). 2015 begann die 

zu diesem Zweck neu gegründete Genossenschaft Freiraumkooperative eG mit der Sanie-

rung und dem Umbau des denkmalgeschützten Gebäudes, das zuvor als Wohnheim ge-

nutzt wurde. Die Wohnungen wurden 2019 bezogen. Die Genossenschaftsmitglieder wol-

len als Selbstnutzer günstigen Wohnraum für bis zu vierzig Menschen schaffen: ältere 

Menschen, Alleinerziehende, junge Familien und Haushalte mit geringem Einkommen, die 

zusammen Raum für soziale, ökologische, politische, kreative Arbeit und Gastfreundschaft 

bieten möchten. Das in klassischer Ziegelbauweise errichtete Gebäude bietet mit seinen 

bis zu 3,3 Meter hohen Decken attraktive Wohnqualitäten. Die großzügigen Raumzu-

schnitte wurden für die geplante Nutzung neu unterteilt, wobei Wert auf den Erhalt typi- 

 

Foto 7: Projekt Annagarten, Oranienburg 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 

scher Ausstattungsmerkmale des Altbaus gelegt wurde. Baurechtlich gesehen, entstanden 

hier acht Wohnungen mit Flächen von 50 m² bis 280 m², die von einem Treppenhaus er-

schlossen werden. Besonderes Kennzeichen sind die auf allen drei Geschossen vorgese-

henen Gemeinschaftsbereiche, die „hausoffen“ gestaltet sind: Jede aus baurechtlicher 

Sicht abgegrenzte Wohnung bietet Zutritt zu den gemeinschaftlich genutzten Bereichen 

der anderen Wohnungen im Haus, so dass man von einer einzigen, großen Hausgemein-

schaft über drei Etagen sprechen kann. Neben Räumlichkeiten für das Wohnen sollen ei-

nige für Co-Working, Seminare oder Kindertagespflege eingerichtet werden. Der Denkan-

satz, eine einzige große Wohnung mit nahezu 1 100 m² Wohnfläche zu realisieren, eröff-

net ungewöhnliche Freiräume. Dieses Beispiel macht deutlich: Neue Wohn-Ansätze wie 
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jene von genossenschaftlich gebauten und genutzten Cluster-Wohnungen sind auch im 

ländlichen Bereich attraktiv und möglich. Langfristig möchte die Genossenschaft Aus-

tausch und gegenseitige Hilfe zwischen mehreren eigenen Wohnprojekten organisieren 

und Strukturen aufbauen, die bei der Entwicklung weiterer Projekte helfen. 

Die Cluster-Wohnung 

Im Projekt Annagarten wurden zwei Wohnungen mit Clustereinheiten realisiert. Eine der 

Wohnungen befindet sich im Hochparterre und hat rund 270 m² Wohnfläche. Hier wurden 

die weitläufigen Räume des großbürgerlichen Altbaus neu aufgeteilt, um das Zusammen-

leben verschiedener Nutzer zu ermöglichen. Zielgruppe sind hier Menschen mit Kindern, 

die eigene Zimmer bewohnen. Die Privaträume sind teilweise mit eigenen Bädern ausge-

stattet. Zugleich gibt es ein Gemeinschaftsbad und eine gemeinsam genutzte Küche. Aus 

dem Gedanken der hausübergreifenden Wohngemeinschaft heraus sind formal getrennte 

Wohneinheiten mit verschiedenen Durchgängen verbunden. Die andere Cluster-Wohnung 

im neu ausgebauten Dachgeschoss umfasst nur zwei private Einheiten. Hier werden eben-

falls Familien einziehen, die sich auf insgesamt 230 m2 Wohnfläche eine große Küche und 

mehrere Bäder teilen (Foto 8). 

Foto 8: Zukünftige Gemeinschaftsküche Projekt Annagarten, Oranienburg 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 

3 Planungsgrundlagen und Hinweise zur Umsetzung  

Cluster-Wohnungen brechen die Grenzen tradierter Wohnformen auf und vermitteln auf 

neuartige Weise zwischen den Polen privat und öffentlich, Individualität und Gemein-

schaft. Diese werden nicht länger als Gegensätze, sondern als fruchtbare und teils not-

wendige Ergänzungen verstanden. Indem die Möglichkeiten zu Austausch und gegenseiti-

ger Unterstützung gestärkt werden, reduzieren Cluster-Wohnungen das Risiko von Isolati-
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on und Vereinsamung der Bewohner. Demgegenüber müssen aber viele alltägliche Haus-

halts- und Verwaltungsaufgaben gemeinsam organisiert werden, was sich auch belastend 

auf das Gemeinschaftsleben auswirken kann. Cluster-Wohnungen müssen daher zugleich 

Austausch- wie Rückzugsmöglichkeiten bieten. Für die Planung von Cluster-Wohnungen 

besteht die Herausforderung, eine räumliche Struktur zu schaffen, in der sowohl Gemein-

schaftsräume als auch Privaträume möglichst attraktiv sind. Hierfür sind vielschichtige 

bauliche und organisatorische Aspekte zu berücksichtigen, damit auch langfristig ein be-

reicherndes und konfliktarmes Zusammenleben gelingen kann.  

Zwischen den Wohnerwartungen des Einzelnen und den normativen Ansprüchen inner-

halb einer Wohngruppe können Zielkonflikte entstehen. Ebenso sind Flexibilität und die 

Anpassungsfähigkeit an veränderte Wohnbedarfe mit Anforderungen an Wirtschaftlichkeit 

und günstige Wohnkosten in Einklang zu bringen. Einsparpotentiale liegen sowohl in einer 

Flächenoptimierung der privaten Wohneinheiten als auch der gemeinschaftlichen Flächen. 

Während aber auf der einen Seite die Bereitschaft zur Minimierung der privaten Wohnflä-

che begrenzt ist, muss auf der anderen Seite die räumliche Qualität der Gemeinschafts-

räume gewährleistet werden. Auf den folgenden Seiten zeigen wir, wie die untersuchten 

Projekte die für Cluster-Wohnungen typischen Zielkonflikte gelöst und so je spezifische 

Qualitäten erschaffen haben (Abb. 4).  

1. Städtebau, Baukörper und Projektgröße 

Der Grundriss einer Cluster-Wohnung ermöglicht die Realisierung von außergewöhnlich 

tiefen Baukörpern, die eine höhere Energie- und Kosteneffizienz bewirken können, sofern 

der Baukörper nicht an Kompaktheit verliert. Cluster-Wohngebäude sind daher besonders 

geeignet für die Nachverdichtung und Verwertung von sogenannten schwierigen Grund-

stücken sowie von Ecksituationen im städtischen Geschoßwohnungsbau, die sich aufgrund 

von Gebäudetiefe und Belichtungsmöglichkeit weniger gut für konventionelle Wohnungen 

eignen. Insbesondere die Beispiele „mehr als wohnen“, wagnisART und Zwicky–Süd zei-

gen, wie großzügige Gemeinschaftsbereiche helfen, innenliegende Wohnbereiche ange-

messen zu belichten. So trägt das innovative Wohnmodell dazu bei, im Normalfall schwer 

nutzbare Gebäudeteile und Grundstücke aufzuwerten. Die typische Gruppengröße in Clus-

ter-Wohnungen liegt zwischen sieben und neun Personen. Bei dieser Größe verbinden sich 

einige Vorzüge: Das Ziel ein solches Angebot für Großhaushalte zu schaffen, die in der 

Regel keinen Wohnraum finden, lässt sich mit angemessenem Planungsaufwand verbin-

den; Gruppen dieser Größe erweisen sich zudem als vergleichsweise stabil. Für kleinere 

Gruppen sprechen ökonomische und praktische Aspekte – wie ein geringeres Risiko in der 

Vermietung, Präferenzen der partizipierenden Bewohner sowie der architektonische Kon-

text, in den sich kleinere Einheiten leichter integrieren lassen. Größere Gruppen mit mehr 

als sieben Personen sind nach Einschätzung der Interviewpartner robuster und anpas-

sungsfähiger. Sie bieten zumeist heterogene Mischungen und können Vielfalt und Diffe-

renz aushalten. In größeren Wohnungen kann man sich zudem leichter einfach mal aus 

dem Weg gehen. Größere Gruppen können sich außerdem vergleichsweise mehr Gemein-

schaftsflächen leisten. Dies wird am Berliner Beispiel Spreefeld deutlich, wo der Pro-Kopf-

Anteil der Gemeinschaftsfläche mit 10 m² zwar relativ klein ist, diese in Summe aber eine 

Wohnfläche von 220 m² ergeben, die von allen genutzt werden kann. Dadurch verringern 

sich die Wohnkosten pro Kopf, und auch die außerhalb der Wohnung liegenden gemein-
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sam nutzbaren Optionsräume für Musik, Bewegung oder Werkstätten lassen sich so wirt-

schaftlicher realisieren und bewirtschaften. Die Projektgröße erweist sich somit als zentra-

ler Einflussfaktor, da sie Skaleneffekte (Economy of Scale), mehr Diversität und ein um-

fangreicheres Raumangebot ermöglicht.  

2. Vielfalt der Wohnungen und Erschließungstypologien 

Bei der Besichtigung von Cluster-Wohnungen offenbart sich eine beeindruckende Vielfalt 

von Grundrisstypen. Das Spektrum reicht von der kompakten Vier-Zimmer-Wohnung bis 

zu Maisonette-Wohnungen mit mehr als zwanzig Räumen. So können die Individualräume 

in der einen Cluster-Wohnung eher knapp bemessen sein, während sie in einer anderen 

Loft-artig ausgeführt sind. Der private Wohnbereich kann ein Ein-Zimmer-Apartment, aber 

auch eine Drei-Zimmer-Wohnung sein. Ungeachtet dieser Vielfalt lassen sich Cluster-

Wohnungen nach drei wesentlichen Erschließungsweisen kategorisieren: 

a) Projekte, deren Erschließung dem Prinzip von Mittelgang bzw. Flur entspricht, 

b) Projekte, die über einen Zentralraum erschlossen werden und  

c) Projekte mit Mischformen der Erschließung.  

In Cluster-Wohnungen dienen Flure grundsätzlich nicht alleine der Erschließung der Indi-

vidual- und Gemeinschaftsräume: Als integrale Erschließungszone sind sie nie reine Ver-

kehrsfläche, sondern ermöglichen auch ungeplante Begegnungen und können so die Ge-

meinschaft stärken. Anders als in einem Heim oder Hotel erfordert der Zugang zu den 

Zimmern eine Durchquerung gemeinschaftlicher Bereiche. Wenn diese zugleich attraktive 

Aufenthalts- und Nutzungsqualitäten haben sollen, müssen sie spürbar größer als her-

kömmliche Erschließungsflächen dimensioniert sein. 

3. Gemeinschaftsräume innerhalb der Cluster-Wohnung 

Bauliche Voraussetzung für das gemeinschaftliche Wohnen sind gemeinsam genutzte 

Räume, die als attraktiver Wohnraum empfunden und auch tatsächlich als Erweiterung 

der privaten Wohnbereiche genutzt werden. Im Vergleich zu sehr flächenoptimierten Vari-

o-Wohnungen liegt der Pro-Kopf-Flächenanteil gemeinschaftlicher Bereiche in Cluster-

Wohnungen weitaus höher.  

In der Untersuchung konnten keine idealen Mindest- oder Maximalgrößen für Gemein-

schaftsflächen ermittelt werden (Foto 9, 10), nicht zuletzt, weil jedes Projekt eigene Prio-

ritäten setzt. So trifft man neben den sehr großzügigen Gemeinschaftsräumen auch auf 

kosteneffiziente Flursituationen, die bisweilen an Heime erinnern und wenig Aufenthalts-

qualität aufweisen. Entscheidend für die Akzeptanz der Wohnungen sind die räumlichen 

Qualitäten, die sich durch folgende Fragen bestimmen lassen:  

⎯ Welche Räume sind wie gut erreichbar?  

⎯ Welche Nutzungen sind dort möglich? 

⎯ Verursacht ihre Nutzung möglicherweise (Lärm-)Störungen? 

⎯ Sind die Räume mit ausreichendem Tageslicht versorgt? 

⎯ Stellen sie Bezug zum Außenraum her? 
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Foto 9: Individuelles Kleinstbad innerhalb einer Cluster-Wohnung der 

Fallstudie wagnisART, München 

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 

Foto 10: Großzügiges Gemeinschaftsbad mit Sauna im Untergeschoss einer 

Cluster-Wohnung der Fallstudie wagnisART, München  

 

Quelle: FRIEDRICH MAY 

Folgende gemeinschaftlichen Nutzungsbereiche sind von besonderem Belang und sollten 

besondere Qualitäten aufweisen:  

⎯ Wohn- und Essbereiche 

Gemeinschaftsräume haben eine höhere Nutzungsqualität, wenn sie mehrere ver-

schiedene Funktionen ermöglichen. Eine gut geplante Zonierung multifunktionaler 

Gemeinschaftsräume begünstigt das Zusammenleben – insbesondere, wenn dadurch 
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zeitgleich verschiedene Nutzungen der gemeinschaftlichen Räume möglich sind, oh-

ne sich zu stören. Dies erfordert in der Regel ein Mehr an Fläche, um beispielsweise 

einen Wohn- und einen Kochbereich abzugrenzen, dabei jedoch zugleich Sichtbezie-

hungen quer durch die gemeinschaftlichen Bereiche zu erlauben. Eine solche Verbin-

dung von Abgrenzung und Freizügigkeit/Großzügigkeit wird von den Bewohnern als 

besondere Qualität beschrieben.  

⎯ Gemeinschaftsküchen 

Das gemeinsame Kochen ist die zentrale gemeinsame Tätigkeit der Bewohner. Küche 

und Essbereiche sind so anzulegen, dass sich hier alle Bewohner versammeln kön-

nen und auch parallel kochen können. Die in der Schweiz übliche Vollausstattung 

von Küchen unterstützt die Wohngruppe in der Einzugsphase, da sie die Finanzie-

rung einer gemeinsamen Küche erübrigt.  

⎯ Nebenräume 

Die Verringerung der privaten Wohnfläche muss durch Abstellräume ausreichend 

kompensiert werden. Aus der Wohnpraxis war wiederholt zu hören, dass in den Ein-

gangsbereichen mehr Platz für Garderobe einer großen Wohngruppe zu schaffen sei. 

Häufig wurde nicht ausreichend Platz für die Garderobe vorgesehen. Zudem braucht 

es einen effektiven Schutz vor Witterung, wenn die Eingangstür direkt ins Freie 

führt.  

⎯ Freiflächen 

Balkone und Terrassen sind wertvolle Erweiterungen der Cluster-Wohnung, die we-

sentlich zur Zufriedenheit der Bewohner beitragen. Im Sinne der Balance von Privat- 

und Gruppeninteresse werden diese Freiflächen meist an die gemeinsamen Wohnbe-

reiche angeschlossen und stehen als weitere Nutzungszone allen Bewohnern zur 

Verfügung, während private, den Zimmern zugeordnete Balkone aus Kostengründen 

minimiert werden oder ganz entfallen.  

⎯ Materialwahl 

Bei der Materialwahl ist neben der kosteneffizienten Langlebigkeit auch die Aneig-

nungsmöglichkeit durch die Bewohner und das Schaffen von Behaglichkeit zu be-

rücksichtigen. Vielfach werden Bodenbeläge und Wandgestaltungen aus dem Indust-

riebau übernommen, deren Ästhetik bisweilen nicht den Wohnerwartungen aller Be-

wohner entspricht. 

4. Gemeinschaftsräume außerhalb der Cluster-Wohnung 

Wesentliche Bedeutung für den Erfolg eines Projektes hat der räumliche Kontext einer 

Cluster-Wohnung; überwiegend sind diese sozial und baulich in eine größere Hausge-

meinschaft eingebunden. Cluster-Wohnungen sind aufgrund ihrer Größe und besonderen 

Bewohnerschaft oft an prominenten Lagen im Gebäude verortet, denn sie erlauben auch 

anderen Bewohnern Identifikation mit dem Gesamtprojekt als etwas Besonderes und die-

nen teils auch als Begegnungsräume für Nachbarschaftstreffen.  
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⎯ Optionsräume 

Weitere Gemeinschaftsräume im Haus stärken das Gemeinschaftsleben und die Zu-

friedenheit in der Cluster-Wohnung. In den meisten Projekten besteht ein umfang-

reiches Raumangebot für gemeinschaftliche Aktivitäten. Dieses umfasst sogenannte 

Options- oder Allmendräume, wie Wasch- und Trockenräume, Räume für Musik, 

Tanz oder Yoga, Gästezimmer, Spielzimmer sowie Werkstätten oder Wellnessberei-

che. Meist grenzen sie im Erdgeschoß an die gemeinschaftlich genutzten Freiräume 

an und schaffen so die Grundlage für eine lebendige Nachbarschaft. Teilweise wer-

den sie auch an externe Nutzer vermietet. Für die Bewohner bieten sie erweiterte 

Identifikations- und Aneignungsmöglichkeiten, ermöglichen die Auslagerungen von 

wohnbezogenen Funktionen und bilden so die Grundlage für eine Suffizienzsteige-

rung durch gemeinsam genutzte Infrastrukturen. Gemeinschaftliche Raumangebote 

außerhalb der Wohnung erweisen sich mithin als bauliche Reserve, die Konflikte und 

Ressourcenverbrauch innerhalb der Wohngruppen minimieren.  

⎯ Flächeneffizienz 

Die Zuordnung von Gemeinschaftsflächen als Wohn- oder Erschließungsfläche nimmt 

Einfluss auf den Kennwert Flächeneffizienz. Dieser Kennwert gibt das Verhältnis von 

Nutzfläche (im Wohnungsbau: Mietfläche) zu oberirdischer Brutto-Grundfläche an. 

Bei jeder kommerziell errichteten Immobilie wird eine möglichst wirtschaftliche Flä-

chenausnutzung angestrebt. Bevorzugte Flächenverhältnisse liegen im kommunalen 

Wohnungsbau bei einem Verhältnis Erschließungsflächen/Nutzflächen von 0,66 bis 

0,76. Bei Gebäuden mit Cluster-Wohnungen verringert sich dieser Wert auf durch-

schnittlich 0,5 bedingt durch die gängige Berechnungsmethode von Erschließungs-

flächen. Gemäß dieser Methode werden die Gemeinschaftsflächen als Verkehrs- und 

nicht als Wohnfläche aufgefasst. Der Anteil von Erschließungs- und Nebenräumen 

pro Kopf erhöht sich weiter, wenn zu den hier angerechneten privaten und gemein-

schaftlichen Flächen in der Cluster-Wohnung auch die Flächen der gemeinschaftli-

chen Räume im Projekt gerechnet werden. Die großzügigen gemeinschaftlich ge-

nutzten Flächen machen die Cluster-Wohnung also nach konventioneller Berech-

nungsmethode weniger flächeneffizient und daher unwirtschaftlicher. Tatsächlich ist 

jedoch das Gegenteil der Fall: Cluster-Wohnungen führen zu einer markanten Re-

duktion der Wohnfläche pro Kopf. Da sie vor allem Alleinwohnende ansprechen, soll-

te der Verbrauch von 39 m² (Durchschnitt aller Projekte) nicht in erster Linie mit der 

aktuellen bundesdeutschen Pro-Kopf-Wohnfläche von 46,7 m², sondern vor allem 

mit jener von Einpersonenhaushalten verglichen werden; diese beanspruchen im na-

tionalen Durchschnitt mit 66,7 m² deutlich mehr Wohnfläche. Die Single-Haushalte 

sind die relevante Vergleichsgröße, und an diesem Vergleich verdeutlicht sich der 

Suffizienz-Aspekt von Cluster-Wohnungen, ihre Verbindung von sozialer mit ökono-

mischer Nachhaltigkeit und Effizienz. 

5. Privaträume in Cluster-Wohnungen 

Für das Gelingen des Zusammenlebens sind Größe und Beschaffenheit der Privaträume 

mindestens ebenso wichtig wie die Gemeinschaftsräume. Bewohner von Cluster-Wohnun-

gen sind bereit, ihre private Wohnfläche zu reduzieren. Zwar besteht eine große Bandbrei-

te, wie stark diese Reduktion ausfällt, doch liegt in den untersuchten Projekten die private 
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Wohnfläche pro Kopf überwiegend zwischen 20 und 30 m². Während die Flächeneffizienz 

in manchen Cluster-Wohnungen z. B. an Einrichtungen wie flächensparenden Schiebetü-

ren zu teils innenliegenden Bädern erkennbar ist (StadtErle), sieht man sie anderen priva-

ten Räumen nicht ohne Weiteres an. Polygonale Grundrisse erlauben attraktive Räume oft 

mit Tageslicht von zwei Seiten. Die Bandbreite der aufgabenspezifischen Gestaltungsvari-

anten ist also groß. Mit Durchgangszimmern werden Raumeindrücke geschaffen, die her-

kömmlichen Wohnungen entsprechen. Allerdings zeigt die Wohnpraxis, dass private Be-

reiche, die aus zwei Zimmern mit einem gemeinsamen Vorraum bestehen, ein größeres 

Anpassungspotential für veränderte Wohnbedarfe (z. B. Ein- oder Auszug eines Bewoh-

ners oder Familienerweiterung) bieten.  

⎯ Räumliche Charakteristika und Ausstattung 

Die Befragung der Bewohner zeigt einerseits, dass besonders die privaten Bäder eine 

deutlich konfliktmindernde Wirkung haben. Andererseits erhöhen einzelne Zimmer 

ohne privates Bad die Vielfalt der privaten Einheiten und damit die Anpassungsfähig-

keit von Cluster-Wohnungen. Cluster-Wohnungen mit einer Mischung aus großen 

und kleinen Privatbereichen besitzen eine größere Anpassungskapazität, um ver-

schiedene Wohnbedarfe hinsichtlich Lebensform oder finanzieller Mittel erfüllen zu 

können. Wo eine solche Vielfalt nicht bereits geplant und gebaut ist, kann sie in der 

Nutzungsphase durch Unterteilungen oder Umnutzung von Zimmern nachträglich 

hergestellt werden. Diese Option erfordert jedoch eine gewisse Mindestgröße der 

privaten Einheit. Die Bewohnerbefragungen ergaben, dass private Küchen meist nur 

mäßig genutzt werden, zumeist nur für das Frühstück. In vielen Projekten wurde da-

her die private Teeküche nicht ausgeführt, auch wenn die technischen Anschlüsse 

und die Aufstellfläche vorgehalten werden. Dies hat vor allem wirtschaftliche und ge-

nehmigungsrechtliche Gründe, widerspiegelt aber auch den Anspruch, dass sich die 

Bewohner nicht nur in ihre privaten Wohnbereiche zurückziehen wollen. 

6. Baukonstruktive und gebäudetechnische Merkmale 

Cluster-Wohnungen erfordern weder besondere Konstruktionen noch Bauweisen. Auch 

hinsichtlich der Fassadenkonstruktionen sind keine besonderen Vorgaben zu berücksichti-

gen. Sie üben auch keinen großen Einfluss auf die Fassadengestaltung oder das Verhältnis 

von offenen und geschlossenen Fassadenanteilen aus. Allerdings ist dem Schallschutz be-

sondere Sorge zu tragen: Innenliegende Erschließungsräume erfordern akustische Maß-

nahmen, wenn sie Aufenthaltsqualität erreichen sollen. Mindestens die Türen, welche die 

privaten Einheiten vom Gemeinschaftsbereich bzw. der Erschließung abtrennen, sollten 

einen erhöhten Schallschutz ähnlich oder gleich einer Wohnungseingangstür aufweisen. 

Verglichen mit herkömmlichen Wohngebäuden weisen Cluster-Wohnungen aufgrund ihrer 

Belegungsart, Belegungsdichte und Nutzung einen höheren Ausstattungsgrad an Gebäu-

detechnik auf und sollten daher bei der Betrachtung und Bewertung des Installationsauf-

wands am ehesten mit Gebäuden verglichen werden, die verdichteten Formen von Woh-

nen oder Aufenthalt dienen, wie Wohnheime, Mikrowohnungen oder sogar Hotels. Die ge-

schickte Anordnung von Installationsschächten im Entwurf kann zwar den Installations-

mehraufwand minimieren, jedoch werden die üblicherweise aufwändigen, geschossüber-

greifenden horizontalen Sicherheitsvorkehrungen nicht minimiert. Sie betreffen Maßnah-

men zum Schallschutz bei Wasserleitungen sowie den Brandschutz. Werden bereits in der 
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Planungsphase Standards zu Schall- und Brandschutz festgelegt, lassen sich Baukosten 

einsparen. Flexibilität im Ausbau ist teuer, deshalb wird sie sparsam umgesetzt. Als Reak-

tion auf den Anspruch, einen späteren Umbau zu erleichtern, achteten die Architekten be-

züglich der technischen Gebäudeausrüstung vor allem darauf, die Leitungsführung an die 

geforderte Variabilität und Flexibilität anzupassen. Insbesondere private und kommunale 

Wohnungsbauunternehmen (Neufrankengasse, „inklusiv wohnen Köln e.V.“) wünschen 

zur Risikominimierung die Rückbauoption in konventionelle Wohnungen. Nicht die Art der 

Gebäudetechnik unterscheidet sich dabei von üblichen Standards für Wohngebäude im 

Neubau, sondern beispielsweise die Anzahl von vertikalen Versorgungsschächten – be-

dingt durch eine höhere Anzahl von Bädern und Teeküchen. Gebäude mit weniger als 

sechs Stockwerken erscheinen deshalb in Hinblick auf Installationsgrad und Schachtanzahl 

unwirtschaftlich. Den nachträglichen Umbau der technischen Gebäudeausrüstung (TGA) 

sollten die Bauherren weitestgehend vermeiden. Dezentrale Lüftungssysteme bieten sich 

für Clusterwohnungen als flexible und bevorzugte Lösung an. Die Vorhaltung zusätzlicher 

Installationsschächten bietet zudem eine Reserve für die Nachnutzung mit anderen 

Schwerpunkten oder die Umnutzung der Wohnungen. Der Installations- und Leitungsauf-

wand in den Gebäuden ist durch kleine Nutzungseinheiten und viele Sanitärzellen allge-

mein zwar höher als bei herkömmlichen Wohnungen, jedoch ist auch mit weniger Nach-

rüstungsbedarf zu rechnen – zumal, wenn von vornherein auf Barrierefreiheit und alters-

gerechte Ausführung geachtet wird. 

7. Flexibilität durch Umnutzungs- und Rückbauoptionen 

Aus der Perspektive des ressourcenschonenden Bauens sind langlebige Wohngebäude an-

zustreben, die eine hohe Flexibilität aufweisen. Eben das ist die Stärke von Cluster-Woh-

nungen. Sofern ihre räumliche Konfiguration und ihre Nutzungsoptionen flexibel sind, wei-

sen sie eine solche hohe Anpassungsfähigkeit auf und können auf sich verändernde An-

forderungen der Bewohner reagieren. Daher wird stets versucht, monofunktionale Grund-

risse, die wenig Anpassungsfähigkeit an veränderte Nutzungen besitzen, zu vermeiden. 

Die Umsetzung baulicher Flexibilität durch räumliche Zusatzangebote wie private Bäder 

oder integrale Erschließung (bewusste Redundanz) steht hierbei aber in Konflikt zum Ziel 

des flächensparenden und kostengünstigen Bauens (Effizienz).  

⎯ Bauliche Voraussetzungen 

In vielen Projekten wird bauliche Flexibilität schon in der Planung durch bewusste 

Rückbauoptionen berücksichtigt. Der Umbau zu kleineren, konventionellen Wohnein-

heiten bietet Umnutzungsoptionen und die Anpassung an veränderte Wohnbedürf-

nisse. Auch das Vermietungsrisiko wird auf diese Weise minimiert. Im Neubau sollte 

schon bei der Planung größerer Wohnungen die Möglichkeit zu Unterteilungen vor-

gesehen werden, für kleinere Wohnungen sollte Nutzungsflexibilität durch verschie-

dene Möblierungsvarianten nachgewiesen werden.  

⎯ Organisatorische Voraussetzungen 

Als ein wesentliches Ergebnis der Untersuchung stellte sich heraus, dass Flexibilität 

in Cluster-Wohnungen vielfach eher durch eine ausreichende Vielfalt an anderen 

Wohnoptionen innerhalb des Projektes ermöglicht wird (Umzug) statt durch kon-

struktive Maßnahmen (Umbau). Beispiele hierfür sind zuschaltbare Räume, soge-
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nannte Flexzimmer, die separat angemietet werden können und so flexiblere Wohn-

konstellationen ermöglichen. Neben der Vielfalt und Multifunktionalität der privaten 

Zimmer ist daher der bauliche Kontext von Cluster-Wohnungen entscheidend für ihre 

Resilienz. Je größer das Angebot weiterer Wohnoptionen, z. B. durch Flexzimmer 

oder andere Cluster-, Familien- und Kleinwohnungen, desto größer ist die Chance für 

Bewohnerinnen und Bewohner, passenden Raum für veränderte Wohnbedürfnisse zu 

finden. Wenn Umzüge innerhalb der Cluster-Wohnung oder des Wohnprojekts zu-

dem aktiv durch das Wohnprojekt unterstützt werden, bedeutet das eine weitere 

Stärkung der individuellen Resilienz, da der private Wohnbereich angepasst werden 

kann, ohne die sozialen Netzwerke am Standort aufzugeben.  

8. Barrierefreiheit 

Die barrierefreie Erschließung von Gebäuden und besuchsgeeignete Grundrisse sind not-

wendige Voraussetzung für die Nutzung durch verschiedene Altersgruppen und Menschen 

mit Beeinträchtigungen. Dieser Standard ist besonders relevant für Cluster-Wohnungen, 

die verschiedene Zielgruppen ansprechen und anpassungsfähig an unterschiedliche 

Wohnbedürfnisse sein sollen. Bis auf zwei Projekte (Spreefeld, Annagarten) ist die Barrie-

refreiheit in allen Fallbeispielen gegeben. Im Hinblick auf den demographischen Wandel 

sollten diese Prinzipien heute bei jedem Neubau berücksichtigt werden.  

9. Genehmigungsrechtliche Fragen und Rechtsformen 

Die untersuchten Cluster-Wohnungen weisen eine Größe auf, die jene von herkömmlichen 

Wohnungen deutlich übersteigt. Jede Einheit in einer Cluster-Wohnung ist nur dann för-

derfähig, wenn sie formal als abgeschlossene Wohneinheit gilt. Werden Fördermittel des 

sozialen Wohnungsbaus in Anspruch genommen, so ist man zudem an dessen Belegungs-

vorgaben gebunden. Was bedeutet das für die Verwirklichung von Cluster-Wohnungen? 

Die Flächenanforderungen der Wohnraumförderung entsprechen (noch) nicht den Beson-

derheiten geteilter Räume. Die Kompatibilität von Cluster-Wohnungen mit den Fördervor-

gaben muss daher in jedem Einzelfall mit den jeweiligen Behörden ausgehandelt werden. 

Das Baurecht selbst bestimmt keine Obergrenze für die Wohnungsgröße. Jedoch fordert 

der Gesetzgeber (mit Blick auf den Brandschutz), dass sogenannte Nutzungseinheiten – 

auch Wohnungen – mit mehr als 400 m² in einzelne Brandabschnitte unterteilt und mit 

Brandschutztüren voneinander getrennt sein müssen. Auch die Barrierefreiheit bildet eine 

allgemein gültige, bauordnungsrechtliche Vorgabe. Ob man deren bauliche Mindestanfor-

derungen übertrifft, hängt vom Konzept der Cluster-Wohngruppe ab. Weitere Restriktio-

nen aus der Bauordnung betreffen die Anzahl der Bewohner: Sind es mehr als zehn, ver-

schärfen die Genehmigungsbehörden möglicherweise die Brandschutzauflagen. Die Mehr-

zahl der Cluster-Wohnungen wird von Wohngenossenschaften realisiert. Es gibt aber auch 

Projekte, die von privaten Projektträgern in Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR) gebaut und vermietet werden. Für die Entwicklung und nachhaltige Nutzung 

von Cluster-Wohnungen sind Rechtsformen vorteilhaft, die gemeinschaftliche Verantwor-

tung für das Zusammenleben auch rechtlich durch kollektive Mietverträge verankern. Als 

eine Voraussetzung für die Entwicklung von Cluster-Wohnungen wird von Genossenschaf-

ten – aber auch von privaten Projektentwicklern – ein Verzicht auf Renditemaximierung 

genannt. Gemeinschaftliche Eigentumsformen sind keine notwendige, aber eine förderli-

che Bedingung für die Entwicklung und den Betrieb von Cluster-Wohnungen: Sie betonen 
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die gemeinschaftliche Planung, sichern ab gegen Vereinzelung und beugen einem Zerfall 

des Projektes durch Verkauf einzelner Einheiten vor. So gewährleisten sie das nachhaltige 

und resiliente Bewohnen der Cluster-Wohnung durch aktuelle wie auch künftige Nutzer.  

10. Baukosten und Finanzierungsmodelle 

Ein unmittelbarer Vergleich der Kosten von Cluster-Wohnungen mit jenen Aufwendungen 

für konventionelle Wohnungen ist nur eingeschränkt möglich. Der Baukostenvergleich mit 

Vergleichsgebäuden aus dem Baukostenindex (BKI), einem Wohngebäude im Passivhaus-

standard und mit einem Berliner Baugruppenprojekt zeigt, dass bei Cluster-Wohnungen 

zumindest ähnliche Bauwerkskosten (Kostengruppen (KG) 300 und Kostengruppe 400 

nach DIN 276) und Gesamtkosten (KG 200 bis 700 nach DIN 276) möglich sind. Als Kos-

tentreiber können sich die – im Vergleich zum herkömmlichen Wohnungsbau – größere 

Anzahl an Bädern, Mini-Küchen und der damit verbundene Installationsaufwand heraus-

stellen. Möglichst viel Standardisierung im Ausbau von Bädern, Kochnischen und Gemein-

schaftsräumen kann sich hier potentiell kostensenkend auswirken. Größte Bedeutung für 

die Reduktion der Baukosten haben jedoch Skaleneffekte: Größere Projekte sind wirt-

schaftlicher. Auch die Entscheidung für einen großen Gemeinschafts-Balkon statt mehre-

rer kleineren privaten Balkone kann die Kosten dämpfen. Und schon während des Baupro-

zesses kann ein Generalunternehmer (GU) (in der Schweiz: Totalunternehmer, TU) Koste-

neinsparungen bewirken. Die Projekte wurden mit Hilfe unterschiedlicher Finanzierungs-

modelle verwirklicht, die spezifisch für die jeweilige Eigentumsform sind. Der Anteil von 

Fördermitteln in der Gesamtfinanzierung variiert bei den untersuchten Projekten zwischen 

6 Prozent und 55 Prozent, und damit erheblich. Bei der Finanzierung zeigen sich große 

landesspezifische Unterschiede: Die in der Schweiz etablierte Förderung des gemeinnützi-

gen Wohnungsbaus durch besondere Bodenvergabe seitens der Gemeinde (Erbpacht) und 

verschiedene preisgünstige Darlehen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden hat 

sich für den Bau innovativer und zugleich dauerhafter bezahlbarer Wohnungen von hoher 

Qualität bewährt. In Deutschland ist in der Regel ein höherer Eigenkapitalanteil erforder-

lich, der durch Fördermittel für ökologische Bauweise und im Fall von wagnisART durch 

die Münchner Förderung des sozialen Wohnungsbaus und des geförderten Mietwoh-

nungsbaus ergänzt wird.  

11. Partizipation im Planungsprozess 

Eine nachhaltige Projektentwicklung gewinnt durch die Mitbestimmung der späteren Nut-

zer, indem sie an der Mitgestaltung ihres Wohnumfeldes beteiligt sind. In vielen Cluster-

Wohnungen hat daher die Partizipation der späteren Bewohner an der Planung eine zent-

rale Bedeutung. Bewohner, die ein Projekt selbst mitgestalten konnten, identifizieren sich 

in stärkerem Maße mit ihrer Wohnumwelt. Besonders bei unkonventionellen Wohnformen, 

in denen gängige Erwartungen an Wohnkomfort oder Ausstattungsstandards nicht unbe-

dingt erfüllt werden, kann Partizipation dazu beitragen, Akzeptanz für kleinere private 

Wohnflächen zu erhöhen. Die Frage nach dem optimalen Maß an Mitbestimmung lässt 

sich nicht abschließend beantworten. In einigen der betrachteten Projekte lag die Gestal-

tung der Cluster-Wohnungen in hohem Grad bei den Bewohnern, während in anderen die 

Bewohner nur in der Konzeptphase zu grundlegenden Fragen zur Wohnungsvielfalt und 

zu Gemeinschaftsräumen mitbestimmen konnten. In einer dritten Gruppe von Projekten 

waren sie kaum oder gar nicht beteiligt. In den betrachteten genossenschaftlichen Projek-
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ten aus der Schweiz hat sich der Ansatz der mittelbaren Partizipation bewährt: Hier laden 

Projektentwickler zu öffentlichen, dialogischen Verfahren ein, um das Nutzungskonzept 

kooperativ zu entwickeln und einen Wandel in der Planungskultur zu bewirken. Die Durch-

führung von architektonischen Wettbewerben erhöht die Vielfalt der zu berücksichtigen-

den Interessen weiter und ermöglicht qualitativ hochwertige Projekte. Im Vordergrund 

steht also weniger die nutzerorientierte als vielmehr die nutzungsorientierte Planung. 

Eine solche Betonung gemeinsamer Nutzbarkeit findet sich auch im Projekt wagnisART, 

wo Partizipation dem Prinzip: „Niemand plant seine eigene Wohnung“ folgte. Der Ansatz 

dieser mittelbaren Partizipation kann die Vor- und Nachteile intensiver Partizipationspro-

zesse neu balancieren. Denn Partizipation kann auf mögliche Wohninteressenten auch 

ausschließend wirken: Nicht jeder fühlt sich in den oft akademisch geprägten Milieus wohl 

oder verfügt über die nötige Zeit, für Monate und oft Jahre an langwierigen Planungspro-

zessen teilzunehmen. Für einen breiteren Zugang und stärkere soziale Durchmischung in 

Cluster-Wohnungen werden diese daher vor allem in den Schweizer Projekten aber auch 

bei wagnisART teilweise erst nach Fertigstellung vergeben. Jedoch steht dem Mehrauf-

wand eine gesteigerte Identifikation der Bewohner sowie meist auch eine Steigerung der 

räumlichen und baulichen Qualitäten gegenüber. Die Wohnungen sind ideal auf ihren zu-

künftigen Zweck und ihre Nutzer zugeschnitten. Eine frühzeitige Mitwirkung und Teilhabe 

der Nutzer ist auch mit Blick auf die Finanzierung gemeinschaftlicher Wohnprojekte be-

deutsam. Wenn sich die späteren Bewohner bereits vor Fertigstellung durch eine finanzi-

elle Beteiligung festlegen, wird der für die Finanzierung erforderliche Eigenkapitalanteil 

mobilisiert.  

12. Selbstorganisation und Selbstverwaltung 

In Cluster-Wohnungen werden neue Formen des Zusammenlebens erprobt, die Rückzug 

ins Private ebenso wie Austausch und Teilen mit der Gruppe ermöglichen. Die Bewohner 

schätzen diese Kombination des räumlichen Angebots und sozialer Einbindung in die 

Wohngemeinschaft als besondere Lebensqualität. Die Reduktion von privaten Wohnflä-

chen muss kein Nachteil sein, sondern wird durch die gemeinschaftlich genutzten Räume 

als reale Wohnraumerweiterung kompensiert. Die Formen des Teilens variieren vom ge-

meinsamen Kochen bis hin zur Führung einer gemeinsamen Haushaltskasse. Charakteris-

tisch ist ein undogmatisches Zusammenleben, bei dem Teilen möglich aber nicht erzwun-

gen wird. Gelungenes Zusammenleben heterogener Gruppen in gemeinschaftlichen 

Wohnformen erfordert die Bereitschaft der Bewohner für Wohnexperimente. Dies setzt 

voraus, dass Bewohner Mitsprache haben und sich selbst organisieren können. Dies fängt 

an bei der Phase der Gruppenfindung, die zeitaufwändig ist und entsprechend eingeplant 

werden muss. Hilfreich ist eine Unterstützung seitens der Bauherrschaft durch Informati-

onsveranstaltungen, die Besichtigung realisierter Projekte und die Möglichkeit einer miet-

reduzierten Reservierung durch Initiativgruppen. Die Selbstbestimmung der Bewohner, 

die über ihre Gruppenzusammensetzung selbst entscheiden und ihren Alltag gemeinsam 

organisieren, ist wichtig für den Betrieb von Cluster-Wohnungen. Bewährt haben sich als 

rechtlicher Rahmen kollektive Mietverträge, mit denen die Cluster-Wohnung an einen Ver-

ein oder eine GbR vermietet wird. Dieses Vermietungsmodell verringert den Verwaltungs-

aufwand und stärkt das gemeinsame Verantwortungsgefühl und die kollektive Handlungs-

fähigkeit der Gruppe. Eine direkte Betreuung der Wohngruppen ist in der Regel nicht er-
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forderlich. Doch erfordern die Spezifika der Cluster-Wohnungen eine nutzerorientierte 

Verwaltung oder die vor allem in kleineren Genossenschaften praktizierte Selbstverwal-

tung, um den Kontakt zu den Wohngruppen zu pflegen und individuell angepasste Lösun-

gen zu finden. 

Abb. 4: Unterschiedliche Grundrisstypen von Cluster-Wohnungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung (NELE TRAUTWEIN, FH Potsdam; MORITZ HENES, HTW Berlin) 
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4 Zusammenfassung 

Die heute realisierten Bauprojekte prägen die Stadt von morgen – ihr Nutzungsspektrum 

und ihre ökologische Performance, aber auch Rechts- und Eigentumsformen sowie die 

Wohn- und Lebenszykluskosten. Daher kommt es darauf an, schon heute bauliche Struk-

turen zu realisieren, die flexibel und wandlungsfähig genug sind, um auch künftige Wohn-

bedürfnisse zu erfüllen; dabei lassen sich diese heute selten schon im Detail benennen, 

man kann sie bestenfalls ahnen. Die vorliegende Forschung lässt keinen Zweifel daran, 

dass Cluster-Wohnungen einen signifikanten Beitrag zur Diversifizierung des Wohnungs-

bestandes bieten. Sie geben Raum für neue Wohnbedarfe und Lebensstile und erhöhen 

somit das Angebot und die Anpassungsfähigkeit des Wohnbestandes. Das Versprechen 

von Cluster-Wohnungen und Cluster-Wohnen ist, heutige Anforderungen an urbane Dich-

te, Lebensqualität und Suffizienz miteinander zu verknüpfen und damit eine Antwort auf 

gesellschaftlichen Wandel zu geben, der bereits in vollem Gange ist. Die untersuchten 

Projekte zeigen eine Vielfalt von Formen des Wohnens in der Gemeinschaft, ohne dass 

dabei der Einzelne auf Selbstbestimmung und Rückzugsmöglichkeiten verzichten muss. 

Auch wenn großzügig geschnittene Gemeinschaftsflächen diese Vermutung nahelegen, 

bedingen Cluster-Wohnungen keinen erhöhten Flächenverbrauch, im Gegenteil: Die Per-

sonen bezogene Wohnfläche unter Berücksichtigung aller Individual- und Gemeinschafts-

flächen liegt in den ausgewerteten Projekten bei ca. 39 m² Wohnfläche/Person. Dabei 

sind auch Minderjährige und Kinder als Bewohner mitgerechnet. Im Vergleich zum statis-

tischen Durchschnitt, bei dem in Deutschland die Wohnfläche pro Kopf 2018 bei 46,7 m² 

und in Singlehaushalten bei 66,7 m² (Stand 2014) liegt, zeigt sich das Flächen sparende 

Potential von Cluster-Wohnungen. Selbst der höchste Flächenwert im Projekt „mehr als 

wohnen“ unterschreitet noch den als Folge des steigenden Wohlstands und des demogra-

phischen Wandels prognostizierten Zuwachs des Flächenverbrauchs pro Kopf auf 55 m² 

im Jahr 2030. Hier wird deutlich: Cluster-Wohnen verspricht nicht nur sozialen Mehrwert, 

sondern erweist sich auch als ökonomischer und ökologischer Gewinn, indem der Flä-

chenverbrauch des Einzelnen reduziert wird. Eine zentrale Eigenschaft resilienter Systeme 

ist ihre Fähigkeit zur Anpassung an sich verändernde Systemdynamiken und Rahmenbe-

dingungen durch komplexe Lernprozesse. Dies erfordert Kommunikation, Vernetzung und 

Experimentierfreude – Stärken, die sich in allen untersuchten Projekten finden lassen, 

wenn auch in unterschiedlicher Intensität. Die hier vorgestellten Cluster-Wohnungen stel-

len alltagsweltliche Lernorte dar – Laboratorien der Alltagskultur – in denen neue Wohn- 

und Planungskulturen erprobt und gelebt werden. Sie zeigen, wie hohe Wohnqualität zu 

bezahlbaren Kosten durch Teilen erreicht werden kann. Selbstgewählte Nachbarschaft 

und die Erfahrung von Selbstwirksamkeit bei der Gestaltung und Nutzung des eigenen 

Wohnumfeldes sind die Basis, auf der soziale Systeme individuelle und kollektive Ressour-

cen mobilisieren, um sich an veränderte Gegebenheiten anzupassen. Als soziale Kristalli-

sationspunkte innerhalb ihrer Nachbarschaft wirken Cluster-Wohnungen nicht selten über 

ihre Bewohnerschaft hinaus. Kommunikation und Austausch sind bestimmend für die 

Entwicklung und Nutzung von Cluster-Wohnungen. Die hier gesammelten Erfahrungen 

gehen ein in die gesellschaftlichen Debatten zur nachhaltigen Stadtentwicklung und zu 

Wohninnovationen. Der nicht zu unterschätzende Beitrag dieser Cluster-Wohnungen ist, 

dass sie greifbar machen, wie Wohnen auch anders geht. Sie sind der Alltag ihrer Bewoh-

ner und zugleich gelebte gesellschaftliche Vision. Diese gebauten und erlebten Erfahrun-
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gen sind eine wichtige gesellschaftliche Erfahrungsressource für eine resiliente Stadtent-

wicklung. 
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Kreislaufwirtschaft und Stadtentwicklung –  

Materialkataster zur Unterstützung kreislauforientierter An-

sätze in der Planung1 

Georg Schiller 

1 Hintergrund 

Bauen gilt als einer der Hauptverursacher gesellschaftlicher Materialflüsse. 40 Prozent des 

gesellschaftlichen Materialverbrauchs wird von der Bauindustrie induziert (KHASREEN et al. 

2009). Bau- und Abbruchabfälle stellen in den Industrieländern mit einem Anteil von min-

destens 50 Prozent am Gesamtabfallaufkommen die bei weitem größte Abfallfraktion dar 

(SCHACHERMAYER et al. 2000).  

Mehr als 90 Prozent aller Materialien, die in langlebigen Gütern2 enthalten sind, werden in 

Gebäuden und Infrastrukturen als Baumaterialien genutzt. Bei 94 Prozent der Baumateria-

lien handelt es sich um nichtmetallische mineralische Massenbaustoffe3 (SCHILLER et al. 

2015).  

Eine Besonderheit mineralischer Massenbaustoffe ist deren geringe gewichtsspezifische 

Wertschöpfung. Dies führt dazu, dass diese Materialien üblicherweise nur über geringe 

Entfernungen transportiert werden. Im Falle des Transports per Pkw wird üblicherweise 

von Transportradien von 25 bis 50 km ausgegangen (MILIUTENKO 2009; WILBRUN/GOONAN 

1998). Materialflüsse mineralischer Massenbaustoffe sind deshalb vor allem innerhalb en-

ger regionaler Grenzen zu betrachten.  

Die Verwertung mineralischer Abfallfraktionen ist in Deutschland sehr weit entwickelt. In 

Sachsen lag beispielsweise die Verwertungsquote mineralischer Bau- und Abbruchabfälle 

im Jahre 2010 bei nahezu 99 Prozent. Allerdings wurden lediglich 35 Prozent davon recy-

celt, der Rest wurde in übertägigen Abbaustätten oder im Deponiebau verwertet (SCHILLER 

et al. 2016). Diese Fraktionen lassen sich in der Regel nicht mehr für die Kreislaufwirt-

                                        
1 Die Inhalte des Beitrages basieren auf vielfältigen Forschungsarbeiten des Forschungsbereiches „Ressour-

ceneffizienz von Siedlungsstrukturen“ des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung, insbesonde-

re auch auf aktuelle Arbeiten im Rahmen des UBA-Forschungsvorhabens „Kartierung des anthropogenen 

Lagers IV“. Der Autor bedankt sich bei allen, die durch ihre Arbeit oder Förderung das Zustandekommen 

der Inhalte unterstützt haben. 
2 „Langlebig“ wird in der hier zitierten Quelle mit einer Nutzungsdauer von einem Jahr und länger definiert.  
3  Im Folgenden „mineralische Baustoffe“ genannt. 
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schaft zurückgewinnen. Für die Schließung von Materialkreisläufen gibt es damit noch ein 

erhebliches Potenzial. 

Studien zum Gebäudebestand und seiner Dynamik in Deutschland unterstreichen die Be-

deutung des vorhandenen Gebäudebestandes und seine Relevanz als Ressource der Zu-

kunft. Der Materialbestand in Gebäuden beträgt derzeit 186,6 t/Kopf und wächst weiter. 

Das Verhältnis zwischen Zu- und Abfluss im Jahr 2010 betrug 3:1. Diese Entwicklung setzt 

sich jedoch nicht fort. Nach Berechnungen von GRUHLER/DEILMANN (2016) werden die Ver-

hältnisse im Jahr 2050 drehen (1:1,6). Darüber hinaus verschieben sich die Zusammen-

setzungen der Materialflüsse (Abb. 1). 

Abb. 1: Materialflüsse im deutschen Gebäudebestand 2010 und 2050  

concrete bricks calcium silicate bricks

other minerals timber/wood plastic materials

metals other materials
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2010

2050

Outflow [mt]                                         Inflow [mt]Abfluss [Mio. t] Zufluss [Mio. t]

Beton
Andere Minerailen
Metalle
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Holz
Andere Materialien

Kalksandstein
Kunststoffe

 

Quelle: Eigene Darstellung unter Verwendung von Daten aus DEILMANN et al. (2017); GRUHLER/DEIL-

MANN (2016); DEILMANN et al. (2015) 

Darüber hinaus erhöht sich im Zuge der Klimadiskussion die Aufmerksamkeit gegenüber 

materialinduzierten „grauen“ Treibhausgasemissionen, die bei der Verarbeitung von Mate-

rialien im Zuge der Herstellung von Baumaterialien zur Verwendung im Neubau entste-

hen. 40 Prozent der Treibhausgasemissionen, die bei der Produktion von Materialien ent-

stehen (Graue Emissionen), sind auf die Herstellung von Baumaterialien zurückzuführen 

(UNEP 2020). In Anbetracht dessen, dass vor allem auf der lokalen Ebene Möglichkeiten 

bestehen, Ressourcenschutz mit Erfolg umzusetzen, nehmen Kommunen hierbei einen 

immer größeren Stellenwert ein (ProgRess III 2020). 

In Kommunen und Regionen ist eine Vielzahl von Akteuren in Entscheidungen und Pla-

nungsaufgaben eingebunden, die direkt oder indirekt Baumaterialflüsse beeinflussen. 

Schwerpunktmäßig sind dies öffentliche und private Akteure der kommunalen Abfallwirt-

schaft, die Interesse an Informationen zu Abfallkategorien, Mengen und Qualitäten äu-

ßern. Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei Akteuren mit strategischen Querschnittsaufga-

ben, mit Verantwortung beispielsweise für städtische Klimakonzepte, Nachhaltigkeits-

stabsstellen oder Regionalplanung. Hier ist der Informationsbedarf deutlich breiter und 

reicht von Rohstoffbedarfen über Baumateriallager und -flüsse sowie Abfallkategorien bis 

hin zu klimarelevanten Emissionen, die durch die Bereitstellung von Materialien induziert 

werden (Graue Emissionen; SCHILLER et al. 2019a). 
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2 Quantifizierung städtischer Materialflüsse mit Hilfe von 

Materialkatastern 

Baumaterialbestände und dadurch induzierte Materialflüsse werden in Deutschland nicht 

statistisch erfasst und ausgewiesen. Die Ausnahme stellen Bauabfallmengen dar, die mit 

der Abfallstatistik berichtet werden. Diese Angaben sind auf Länderebene, nicht aber auf 

kommunaler Ebene abrufbar. Darüber hinaus erfassen diese Statistiken nur einen Teil der 

tatsächlich auftretenden Materialflüsse (SCHILLER et al. 2015).  

Abhilfe können regionale Materialkataster bieten, die unter Nutzung von Methoden der 

Materialflussanalyse (MFA) eine Berechnung bzw. Abschätzung regionaler Materiallager 

und -flüsse im Bauwerksbestand erlauben. Beispiele in der Literatur finden sich u. a. in 

KLEEMANN et al. (2016) oder LANAU/LIU (2020) sowie hinsichtlich methodischer Grundlagen 

in ORTLEPP et al. (2015, 2016). 

Nachfolgend werden Grundzüge zur Erstellung eines regionalen bzw. kommunalen Mate-

rialkatasters beschrieben. Die methodische Grundlage bietet der Bottom-up-MFA-Ansatz. 

Dessen Grundprinzip ist es, Güterbestände (z. B. Gebäude oder Infrastrukturen) mit ge-

eigneten Messgrößen zu beschreiben (z. B. m² Nutzfläche) und diese dann mit güterspezi-

fischen Materialkennziffern (z. B. für Gebäudetypen) zu multiplizieren, um so eine Ge-

samtmaterialmenge oder deren Veränderungen zu berechnen (UNEP 2010; ORTLEPP et al. 

2016). Dies wird im Weiteren beispielhaft anhand des Gebäudebestandes ausgewählter 

Kommunen erläutert. 

2.1 Erfassung von Gebäudebeständen 

Gebäudebestände setzen sich aus unterschiedlichen Nutzungsarten zusammen. Grund-

sätzlich sind Wohngebäude von Nichtwohngebäuden zu unterscheiden. Weitere wichtige 

Unterscheidungsmerkmale, mit Bezügen zur Materialzusammensetzung der Gebäude, sind 

Größe (Einfamilienhäuser und Mehrfamilienhäuser), Baualter und Nutzungsarten (Woh-

nen, Bürogebäude, Fabrikgebäude etc.).  

Angaben zu Gebäudebeständen werden als Sachdaten der Gebäude- und Wohnungssta-

tistik von den statistischen Landesämtern berichtet. Für den Bereich Wohnen sind aus 

diesen Quellen differenzierte Daten im Hinblick auf die oben genannten Merkmale abruf-

bar. Dies gilt insbesondere für den Bestand an Wohngebäuden sowie für den Zubau. Da-

gegen sind Informationen zum Abriss sehr lückenhaft. Das Abbruchgeschehen wird damit 

von der Statistik deutlich unterschätzt (DEILMANN et al. 2014, 2017). Grund dafür ist, dass 

Abrisse nur zum Teil, insbesondere im Falle größerer Objekte, meldepflichtig sind. Über-

wiegend fallen sie lediglich unter eine Anzeigepflicht, bei der es zu keiner Übermittlung 

und Erfassung der relevanten Daten kommt.  

Weitere Quellen zur Beschreibung von Gebäudebeständen bieten sogenannte Geo-Basis-

daten. Im deutschen Kontext sind hier insbesondere 3-D-Geländemodelle von Interesse. 

In der Variante LoD1 (Level of Detail), die deutschlandweit nahezu flächendeckend ver-

fügbar ist, erfolgt die Modellierung von Gebäuden als Block- bzw. Klötzchenmodell, was 

die Darstellung von Gebäudevolumina ermöglicht (Abb. 2).  
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Abb. 2: Datengrundlage Geobasis-Daten: Gebäudemodell im Level-of-De-

tail 1 (LoD1) und Gebäude-Polygone mit definierten Funktionen 

  

Quelle: SCHILLER et al. 2019b 

Die Identifizierung der Nutzungsarten der „Klötzchen“ kann durch die Verschneidung des 

Geländemodells mit einem anderen Geodatenprodukt erfolgen – dem amtlichen Liegen-

schaftskatasterinformationssystem (ALKIS). Damit lässt sich der Nichtwohngebäudebe-

stand in Kategorien beschreiben, wie sie beispielsweise auch in der amtlichen Bautätig-

keitsstatistik geführt werden. Informationen zu Wohngebäuden werden in Geobasisdaten 

allerdings deutlich weniger differenziert ausgewiesen, als dies Sachdaten ermöglichen. 

Deshalb bietet sich eine Kombination aus Sach- und Geodaten an, um Gebäudebestände 

in ausreichender Detaillierung zu beschreiben. Ausgehend hiervon kann mit Hilfe geeigne-

ter Annahmen beispielsweise zu Neubau- und Abrissraten sowie Versorgungsquoten die 

zukünftige Dynamik simuliert werden.  

Abb. 3: Materialkennzifferntypen für Wohngebäude und Nichtwohnge-

bäude 
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Quelle: IÖR Informationsportal Bauwerksdaten 
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2.2 Materialkennziffern für Gebäudetypen  

Die Beschreibung der Materialzusammensetzung von Gebäuden kann mit Hilfe von Mate-

rialkennziffern erfolgen. Grundlage hierfür sind empirische Analysen von Einzelobjekten 

unter Nutzung von Planungsunterlagen sowie Analysen von Bauwerksdatenbanken wie 

dem Baukosteninformationszentrum der deutschen Architektenkammer (BKI). Die Kenn-

ziffern erlauben eine Differenzierung nach Bauteilen sowie eine Differenzierung nach Ma-

terialgruppen. Einen guten Überblick über die Methodik der Entwicklung von Material-

kennziffern für Wohn- und Nichtwohngebäude bieten ORTLEPP et al. (2015, 2016). Kon-

krete Daten können beispielsweise im IÖR Informationsportal Bauwerksdaten eingesehen 

werden. Abbildung 3 zeigt Materialkennziffern für unterschiedliche Wohngebäude- und 

Nichtwohngebäudetypen, die Wohngebäude in der Differenzierung nach Nutzungsart, 

Baualter und Materialgruppen, die Nichtwohngebäude nach Nutzungsart und Material-

gruppen. 

2.3 Bottom-up errechnete Materiallager  

Unter Anwendung des beschriebenen Bottom-up-Prinzips können Hochrechnungen zum 

Materiallager im Gebäudebestand auf unterschiedlichen Maßstabsebenen erfolgen (Abb. 

4).  

Abb. 4: Beispiele für Bottom-up errechnete Materiallager in Gebäudebe-

ständen  

  

Quelle: SCHILLER et al. 2019b 

2.4 Bezug zwischen Baumaterialien und angelagerten Materialkatego-

rien 

Wie oben ausgeführt erschöpft sich der materialbezogene Informationsbedarf nicht auf 

die Kategorie der Baumaterialien, sondern schließt andere vor- und nachgelagerte Katego-

rien bzw. indirekte Wirkungskategorien mit ein, insbesondere Rohstoffe, Abfallkategorien 

und klimarelevante Graue Emissionen. Um eine Darstellung der Materialien in diesen ver-

schiedenen planungsrelevanten Dimensionen zu ermöglichen, sind daher Umrechnungs- 

bzw. Zuordnungsregeln erforderlich. Rohstoffbedarfe für Baumaterialien lassen sich mit 

Hilfe von Rezepturen der Baumaterialherstellung ermitteln, Abfallkategorien durch Zuord-
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nungen und Graue Emissionen mit Hilfe von Emissionswerten, die sich mit Hilfe von Öko-

bilanzberechnungsprogrammen berechnen lassen (Abb. 5). 

Abb. 5: Baumaterialien und „angelagerte“ Material- und Wirkungskatego-

rien 

Baumaterialien

Rohstoffe

Sekundär-

stoffe

Abfall-

kategorien

Graue 

Energie/

Emissionen

Rezepturen

Rezepturen

Zuordnung

Ökobilanz

Bezug zwischen Baumaterialien und 
angelagerte Materialkategorien

 

Quelle: Eigene Darstellung 

3 Potenziale der Ressourcenschonung 

3.1 Rohstoffschonung durch Verwendung von Sekundärstoffen 

Durch Verwendung von Sekundärstoffen werden natürliche Rohstoffe geschont. Voraus-

setzung dafür sind die Einhaltung qualitativer Anforderungen bei der Gewinnung und Her-

stellung des Sekundärstoffs sowie die Beachtung der bautechnischen Zulässigkeit bei sei-

ner Verwendung. Untersuchungen im Rahmen vom UBA (2010) zeigen am Beispiel der 

Herstellung und Verwendung von Recyclingbeton Einschränkungen bei der Erfassung und 

Aufbereitung des Sekundärstoffs sowie bei dessen Beimischung in Recyclingbeton auf. Zu 

berücksichtigen sind Erfassungsverluste sortenreinen Materials beim Rückbau von Gebäu-

den und Verluste bei der Aussiebung von Feinfraktionen bei der Bauschuttaufbereitung. 

Dies führt dazu, dass lediglich etwa die Hälfte des in Gebäuden verbauten Betons nach 

Abriss und Verarbeitung wieder als Recycling-Gesteinskörnungen (RC-GK) in der geforder-

ten Qualität zur Betonherstellung genutzt werden kann. Hinsichtlich der Beimischung in 

Recyclingbeton ist zu beachten, dass nur die Zuschlagsstoffe durch RC-GK ersetzt werden 

können, nicht der Zement im Beton. Der Anteil der Gesteinskörnungen liegt in der Grö-

ßenordnung von 80 Prozent, die maximale Beimischung von RC-GK bei 45 Prozent. Hie-

raus resultiert ein maximaler Sekundärstoffanteil von ca. 36 Prozent gemessen an der Ge-

samtmenge an produziertem Recyclingbeton, soweit man den allgemeinen technischen 

Regelungen folgt (SCHILLER et al. 2017). Dieses Potenzial ist deutlich steigerbar, wenn 

man technische Substitutionsmöglichkeiten jenseits der technischen Richtlinien zugrunde 

legt. Demnach ist es möglich, für die gesamte Menge an Zuschlagsstoffen RC-GK zu ver-

wenden, was allerdings jeweils Einzel-Nachweisverfahren erfordert.  
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3.2 Vermeidung von Emissionen durch CO2-arme Bauweisen 

Durch gezielte Umsetzung CO2-armer Bauweisen können Graue Emissionen deutlich ver-

ringert werden. Entsprechende auf gebäudetypologischen Betrachtungen basierende Ab-

schätzungen weisen Einsparpotenziale in Höhe von 40 Prozent bis 50 Prozent im Woh-

nungsbau aus, wenn anstatt traditioneller Bauweisen (Mauerwerks- und Stahlbetonbau-

weise) konsequent die Holzbauweise in dafür geeigneten Kontexten umgesetzt wird.  

4 Beispiele der Einflussnahme durch städtische Akteure 

Basierend auf den beschriebenen Grundlagen werden nachfolgend zwei Beispiele der Ein-

flussnahme auf Materialkreisläufe und dadurch induzierte Graue Emissionen durch städti-

sche Akteure gegeben. Hierbei handelt es sich um reale Beispiele, das heißt, um reale Si-

tuationen in deutschen Kommunen (Großstadt).  

4.1 Ressourcenschonung durch Recycling 

Ziel der Betrachtungen war es, Wege aufzuzeigen, lokal verfügbare Beton-RC-Gesteins-

körnungen vollständig mit möglichst geringen „politischen Remanenz-Kosten“ zu nutzen. 

Es sollte ein Ansatz verfolgt werden, der darauf abzielt, RC-Anteile in Neubausegmenten 

zu maximieren, die von der Kommune bzw. der Stadtplanung unmittelbar beeinflussbar 

sind. Als „Maximal“ wurde die Substitution von 100 Prozent der natürlichen Gesteinskör-

nungen im Beton durch RC-GK angenommen. Folgende Annahmen und Festlegungen 

wurden dazu getroffen:  

⎯ Als beeinflussbare Neubausegmente mit signifikanter Bautätigkeit wurden von den 

Vertretern der Kommune mit Kenntnissen der lokalen Situation und Entwicklungsper-

spektiven die Bereiche Schulbau und sozialer Wohnungsbau identifiziert.  

⎯ Die zukünftige Bautätigkeit wurde entsprechend vorliegender Planungsdaten der 

Kommune angenommen, in Anlehnung an ein vorliegendes Gutachten zur zukünfti-

gen Bauwerksdynamik (Neubau- und Abrissquoten) sowie unter Beachtung von Pla-

nungsdaten zum Bedarf an Schulneubauten. 

⎯ Hinsichtlich der Recyclingprozessketten wurde der Einsatz von reinem Betonbruch 

(Abfallschlüssel 170101) zur Herstellung von Recyclingbeton C20/25 unter Verwen-

dung einer RC-Gesteinskörnung RC-GK (2/16) Typ1 angenommen. 

⎯ Zur Gewinnung reinen Betonbruchs beim Gebäudeabriss wurde eine Erfassungsquo-

te von 90 Prozent angesetzt, was die konsequente Anwendung des Konzeptes eines 

selektiven Rückbaus voraussetzt. Aufbereitungsverluste bei der Herstellung von RC-

GK wurden entsprechend der vorangegangenen Ausführungen berücksichtigt.  

Auf dieser Grundlage wurde unter Anwendung einer „durchgehenden Materialflussanaly-

se“ der Materialkreislauf simuliert, welcher die Materialflüsse vom Baustoffabgang aus 

dem Bestand über die Schritte Erfassung, Aufbereitung und Beimischung bei der Recyc-

lingbetonherstellung für den Neubau berücksichtigt (SCHILLER et al. 2017). Dabei konnte 

das „Angebot“ an RC-GK sowie die aus den Annahmen resultierende „Nachfrage“ nach 
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Von Kommune unmittelbar Von Kommune mittelbar

beeinflussbar beeinflussbar
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Schulen MFH frei finanziert

NWG

bzw. „potenzielle Einsatzmenge“ an RC-GK für unterschiedliche Zeiträume berechnet wer-

den (Abb. 6).  

Abb. 6: Bilanz aus gewinnbaren RC-Gesteinskörnungen („Angebot“) und 

potenzieller Einsatzmengen dieser Sekundärstoffe im betrachte-

ten Stadtgebiet, ausgelöst von der lokalen Bautätigkeit 
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Quelle: SCHILLER et al. 2019b 

Die Berechnungen zeigen, dass mittelfristig (2020-2030) rechnerisch die gesamte verfüg-

bare Menge an RC-GK in „öffentlichen“ Bauten verwertet werden kann, auf die die Kom-

mune unmittelbar Einfluss hat. Längerfristig (2030-2050) zeigt es sich, dass zusätzlich 

Einsatzmengen im nicht öffentlichen Bau aktiviert werden müssen, um dem Ziel der mög-

lichst vollständigen Nutzung lokal verfügbarer Beton-RC-Gesteinskörnungen im Gebäude-

sektor gerecht zu werden. 

Hieraus können Schwerpunkte der kommunalen Ressourcenschonungsstrategie entwickelt 

werden mit daraus abgeleiteten Maßnahmen, wie z. B. entsprechende Gestaltung von 

Ausschreibungen durch den Bauherrn (Schulbau) oder Gestaltung von Förderbedingungen 

im sozialen Wohnungsbau durch den Fördermittelgeber. Ohne Anstrengungen und Anrei-

ze, RC-Einsatz auch im nichtöffentlichen Bau zu stärken, wird es im betrachteten Beispiel 

nicht möglich sein, langfristig Betonrecyclingkreisläufe lokal im Hochbau zu schließen. Da-

bei genügt im freien Wohnungs- und Nichtwohnungsbau aber bereits die Ausnutzung von 
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beeinflussbar beeinflussbar
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weniger als der Hälfte des Potenzials, das die Norm ohne Einzelfallprüfung erlaubt, um 

das gesteckte Ziel zu erreichen.  

4.2 Reduzierung „Grauer Emissionen“ 

Als Ziel wurde formuliert, Orientierungswerte zu erarbeiten, welche das Ausmaß potenziel-

ler Reduktion Grauer Energien im Gebäudebereich einschätzen helfen und somit einen 

möglichen Beitrag zum kommunalen Klimaschutzprogramm deutlich machen. Ansatz war, 

ambitionierte Maßnahmen zur Reduzierung von materialinduzierten Emissionen zu be-

schreiben, lokal zu verankern und hierfür kontextbezogene Reduktionspotenziale zu be-

rechnen. „Lokal verankert“ meint hier „unter Berücksichtigung der Bauwerksdynamik und 

potenzieller Einflussmöglichkeiten durch die Kommune bzw. die Stadtplanung“. Hierzu 

wurden folgende Annahmen und Festlegungen getroffen:  

⎯ Als Referenzentwicklungspfad wird eine Wohnraumversorgung überwiegend in tradi-

tioneller Bauweise im Mauerwerksbau sowie in Stahlbetonbauweise angenommen. 

Das Ausmaß des Wohnungsneubaus orientiert sich an einer stabilen pro Kopf-Versor-

gung mit Wohnraum eingedenk stabiler Abrissquoten sowie Daten zur Bevölkerungs-

entwicklung.  

⎯ Im Pfad „CO2-arme Bauweise“ wird für den hieraus resultierenden Neubau im sozia-

len Wohnungsbau angenommen, dass im Verlauf der kommenden zehn Jahre der 

Anteil an emissionsarmen Bauweisen von heute 0 Prozent auf 10 Prozent ansteigt 

und auf diesem Niveau bis 2050 verbleibt. Im frei finanzierten Wohnungsbau werden 

geringere Steigerungsraten zugrunde gelegt: von heute 0 Prozent bis auf 30 Prozent 

im Jahre 2030 und auf 60 Prozent bis 2050.  

⎯ In einem alternativen „bestandsorientierten“ Entwicklungspfad wird zusätzlich ange-

nommen, dass sich die Referenz-Abrissquote von 0,4 Prozent 2020 auf 0,2 Prozent 

2030 halbiert und auf diesem Niveau bis 2050 verbleibt. Die Annahme der stabilen 

Wohnraumversorgung wird dagegen beibehalten. Dies hat zur Konsequenz, dass 

mehr Wohnraum im Bestand bereitgestellt wird und sich die Neubautätigkeit gegen-

über dem Referenzpfad verringert.  

⎯ In einem dritten mit „Suffizienz“ überschriebenen Entwicklungspfad wird zusätzlich 

eine kontinuierliche Verringerung des Wohnflächenkonsums pro Kopf im Neubau an-

genommen – von derzeit rund 39 m² auf 30 m² im Jahr 2050. 

Die Ergebnisse der hieraus resultierenden Berechnungen zeigt Abbildung 7. Deutlich wird, 

dass nahezu 20 Prozent der Emissionen, die durch ein Weiterbauen wie bisher verursacht 

werden würden, durch die angenommenen ambitionierten technischen Innovationen 

(CO2-arme Bauweisen) vermieden werden können. Dies bleibt deutlich hinter dem unter 

Kapitel 3.2 beschriebenen technischen Gesamtpotenzial zurück, da C02-arm nur für Teile 

des Neubaus umgesetzt werden kann. Hervorzuheben ist aber, dass die Kommune im 

Rahmen der Stadtplanung im Fallbeispiel durch direkte Einflussnahme auf die Art des 

Bauens im sozialen Wohnungsbau ca. 45 Prozent dieser Einsparungen bewirken kann. 
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Abb. 7: Zukünftige graue Emissionen ausgelöst durch Wohnungsneubau 

differenziert nach drei Entwicklungsvarianten für eine Kommune 

(Großstadt) 
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Quelle: Berechnungen IÖR auf Grundlage von SCHILLER et al. 2019b 

Dies reicht aber nicht aus, um ambitionierte Klimaziele, die derzeit in vielen Politikfeldern 

aufgestellt werden, zu erreichen. In Kombination mit sozialen Innovationen (Bestandsori-

entierung und veränderte flächensparende Wohnformen, Beitrag MAY in diesem Heft) 

lässt sich dieses Einsparpotenzial aber noch einmal verdoppeln.  

5 Fazit 

Städte und Stadtplanung haben aufgrund der enormen Bedeutung der gebauten Umwelt 

im Hinblick auf Materialkonsum und dadurch ausgelöste Emissionen eine herausragende 

Verantwortung. Um Materialflüsse zu beeinflussen, Kreisläufe zu schließen und Emissio-

nen zu vermeiden, ist es erforderlich, das Materiallager einer Stadt zu kennen und dessen 

Dynamik zu verstehen. 

Materialkataster bieten einen Ansatz, planungsrelevante Parameter, wie Bauwerksbestand 

und dessen Dynamik, in einer geeigneten Differenzierung zu beschreiben und in physische 

Ströme zu „übersetzen“. 

Das gezielte „Abschichten“ von Maßnahmen nach planerischer Beeinflussbarkeit und poli-

tischen Remanenzkosten erhöht die Chance, transformative Prozesse anzustoßen. Eine 

weitere Untersetzung mit planerischen Maßnahmen und Beeinflussungsmöglichkeiten 

durch kommunale Akteure gilt es im gemeinsamen Dialog zwischen Forschung und Praxis 

kontextbezogen zu konkretisieren.4 

                                        
4 Danksagung: Die Inhalte des Beitrages basieren auf vielfältigen Forschungsarbeiten des Forschungsbe-

reiches Ressourceneffizienz von Siedlungsstrukturen des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwick-



 

41 

Literatur 

DEILMANN, C./KRAUß, N./GRUHLER, K./REICHENBACH, J. (2014): Sensitivitätsstudie zum Kreis-

laufwirtschaftspotenzial im Hochbau. Endbericht. – https://www.ioer.de/fileadmin 

/internet/IOER_Projekte/PDF/FB_E/Endbericht_REP.pdf. 

DEILMANN, C./KRAUß N./GRUHLER, K./REICHENBACH, J. (2015): Sensitivitätsstudie zum Kreis-

laufwirtschaftspotenzial im Hochbau. BBSR, Berlin. http://www.bbsr.bund.de/BB 

SR/DE/FP/ZB/Auftragsforschung/2NachhaltigesBauenBauqualitaet/2013/Kreislauf

wirtschaftspotenzial/01_start.html?nn=436654¬First=true&docId=1153180 

DEILMANN, C./KRAUß, N./GRUHLER, K. (2017): Materialströme im Hochbau. Potenziale für ei-

ne Kreislaufwirtschaft. In: Zukunft Bauen: Forschung für die Praxis 6, Bonn. – 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zukunft-bauen-fp/2017 

/band-06-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2. 

GRUHLER, K./DEILMANN, C. (2016): Resource saving potentials through increase recycling in 

the building sector – sensitivity studies on current and future construction activi-

ty. ZEBAU – Centre for Energy, Construction, Architecture and the Environment 

GmbH, Hamburg. Sustainable Built Environment Conference 2016 in Hamburg: 

Strategies, Stakeholders, Success factors, 7th-11th March 2016. Conference Pro-

ceedings. – http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:swb:90-516995.  

IÖR Informationsportal Bauwerksdaten. – http://ioer-bdat.de/. 

KHASREEN, M./BANFILL, P./MENZIES, G. (2009): Life-cycle assessment and the environmental 

impact of buildings: A review. In: Sustainability 1, S. 674-701. – doi: 10.3390/su1 

030674. 

KLEEMANN F./LEDERER, J./RECHBERGER, H./FELLNER, H. (2016): GIS-based analysis of Vien-

na’s material stock in buildings. In: Journal of Industrial Ecology 21 (2), S. 368-

380. 

LANAU, M./LIU, G. (2020): Developing an urban resource cadaster for circular economy: A 

case of Odense, Denmark. In: Environmental, Science & Technology 54 (7), S. 

4675-4685.  

MILIUTENKO, S. (2009): Aggregate provision and sustainability issues in selected European 

cities around the Baltic Sea. Master’s thesis, KTH, Department of Urban Planning 

and Environment Division of Environmental Strategies Research – fms, Kungliga 

Tekniska högskolan, Stockholm. 

ORTLEPP, R./GRUHLER, K./SCHILLER, G. (2015): Material stocks in Germany’s non-domestic 

buildings: A new quantification method. In: Building Research & Information 44 

(8), S. 840-862. – https://doi.org/10.1080/09613218.2016.1112096. 

ORTLEPP, R./GRUHLER, K./SCHILLER, G. (2016): Materials in Germany’s domestic building 

stock: Calculation model and uncertainties. In: Building Research & Information 

46 (2), S. 164-178. – http://dx.doi.org/10.1080/09613218.2016.1264121. 

                                                                                                                        
lung, insbesondere auch auf aktuelle Arbeiten des UBA-Forschungsvorhabens „Kartierung des anthropo-

genen Lagers“ IV. Der Autor bedankt sich bei allen, die durch ihre Arbeit oder Förderung das Zustande-

kommen der Inhalte unterstützt haben. 

https://www.ioe/
http://www.bbsr.bund.de/BB%20SR
http://www.bbsr.bund.de/BB%20SR
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zukunft-bauen-fp/2017%20/
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zukunft-bauen-fp/2017%20/
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:swb:90-516995
http://ioer-bdat.de/
https://doi.org/10.1080/09613218.2016.1112096
http://dx.doi.org/10.1080/09613218.2016.1264121


 

42 

ProgRess III (2020): Deutsches Ressourceneffizienzprogramm III 2020 – 2023. Programm 

zur nachhaltigen Nutzung und zum Schutz der natürlichen Ressourcen. – https:// 

www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Ressourceneffizienz/progress

_iii_programm_bf.pdf. 

SCHACHERMAYER, E./LAHNER, T./BRUNNER, P. H. (2000): Assessment of two different seapra-

tion techniques for building wastes. In: Waste Management and Research 18 (1), 

S. 16-24. 

SCHILLER, G./ORTLEPP, R./KRAUß, N./STEGER, S./SCHÜTZ, H./FERNÁNDEZ, J. A./REICHENBACH, J./ 

WAGNER, J./BAUMANN, J. (2015): Kartierung des anthropogenen Lagers in 

Deutschland zur Optimierung der Sekundärrohstoffwirtschaft. In: UBA-Texte 

83/15, Dessau-Roßlau. 

SCHILLER, G./BRÄUER, A./WESTPHAL, M./ZINKLER, S./FRIEDERICH, I./KRAMER-HEINKE, K. (2016): 

MinResource. Nachhaltiges Ressourcenmanagement von mineralischen Primär- 

und Sekundärbaustoffen. Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und 

Geologie. Dresden. – https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/13598. 

SCHILLER, G./GRUHLER, K./ORTLEPP, R. (2017): Continuous material flow analysis approach 

for bulk nonmetallic mineral building materials applied to the German building 

sector. In: Journal of Industrial Ecology 21 (3), S. 673-688. – http://dx.doi.org/1 

0 .1111/jiec.12595. 

SCHILLER, G./LÜTZKENDORF, T./GRUHLER, K./LEHMANN, I./MÖRMANN, K./KNAPPE, K./MUCHOW, N. 

(2019a): Material flows in buildings’ life cycle and regions – material inventories 

to support planning towards circular economy. IOP Conference Series: Earth and 

Environmental Science 290 (2019) 012031, S. 1-8. https://doi.org/10.1088/1755-

1315/290/1/012031 

SCHILLER, G./LEHMANN, I./GRUHLER, K./HENNERSDORF, J./LÜTZKENDORF, T./MÖRMANN, K./KNAP-

PE, F./MUCHOW, N. (2019b): Kartierung des anthropogenen Lagers IV. UBA-Vor-

haben FKZ 3717 31 350 0, 2. Zwischenbericht (unveröffentlicht). 

UBA – Umweltbundesamt (2010): Ermittlung von Ressourcenschonungspotenzialen bei 

der Verwertung von Bauabfällen und Erarbeitung von Empfehlungen zu deren 

Nutzung. Dessau-Roßlau. 

UNEP – United Nations Environment Programme (2010): Metal stocks in society: Scientific 

synthesis. Working Group on the Global Metal Flows. Lead author: T. E. GRAEDEL. 

International Panel for Sustainable Resource Management. Paris. – http://www. 

unep.fr/shared/publications/pdf/DTIx1264xPA-Metal%20stocks%20in%20society 

.pdf. 

UNEP – United Nations Environment Programme (2020): Resource efficiency and climate 

change. Factsheet. Material efficiency strategies for a low-carbon future. Interna-

tional Panel for Sustainable Resource Management. – https://www.Resourcepan 

el.org/reports/resource-efficiency-and-climate-change.  

WILBRUN, D. R./T. G. GOONAN (1998): Aggregates from natural recycled sources. Economic 

assessment for construction applications – A materials flow analysis. U.S. Geolog-

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/13598
http://dx.doi.org/1%200%20.1111/jiec.12595
http://dx.doi.org/1%200%20.1111/jiec.12595
https://doi.org/10.1088/1755-1315/290/1/012031
https://doi.org/10.1088/1755-1315/290/1/012031


 

43 

ical Survey Circular no. 1176. Denver, Co. U.S. Department of the Interior. – 

http://pubs.usgs.gov/circ/1998/c1176/c1176.html. 

 



 

44 

 



 

45 

GANS, P./WESTERHEIDE, P. (Hrsg.) (2020): Wege zur 

Nachhaltigkeit in der Stadtentwicklung 

Mannheimer Schriften zu Wohnungswesen,  

Kreditwirtschaft und Raumplanung, Band 23, 

Mannheim, S. 45-59 

Neue Partnerschaften in der nachhaltigen Stadtentwicklung? 

Zur Rolle von Transition-Town Initiativen als Intermediäre in 

der nachhaltigen Stadtentwicklung 

Markus Egermann, Franziska Ehnert, Anna Betsch1 

1 Einführung: Transition-Town Initiativen in Deutschland 

Städten kommt im Wandel hin zu einer sozial, ökologisch und ökonomisch nachhaltigeren 

Lebens- und Wirtschaftsweise eine zentrale Bedeutung zu (WBGU 2016). Sie sind infolge 

des hohen Verbrauchs an natürlichen Ressourcen zur Energie-, Rohstoff- und Nahrungs-

mittelversorgung sowie der Konsum- und Mobilitätsmuster ihrer Bevölkerung entschei-

dende Treiber von Prozessen wie dem Klimawandel und dem damit verbundenen politi-

schen wie gesellschaftlichen Umbrüchen. Gleichzeitig werden sie auch als diejenigen Orte 

gesehen, in denen Innovations- und Anpassungsleistungen in besonderem Maße voll-

bracht werden können (UN Habitat 2011). Seit einiger Zeit werden vielfältige Anstrengun-

gen unternommen, um Transformationsprozesse in Städten voranzubringen.  

So fördern Kommunen nachhaltige Entwicklungsziele beispielsweise durch die Erstellung 

nachhaltiger Entwicklungspläne im Rahmen von Leitlinienprozessen, Zukunftswerkstätten 

und Bürgerbeteiligung sowie über die Anwendung von Fachkonzepten, etwa in den Berei-

chen Klimaschutz, Verkehr, Bauen und Wohnen. Auf zivilgesellschaftlicher Seite sind seit 

der Jahrtausendwende viele neue Initiativen entstanden, die sich mit Themen wie Nah-

rungsmittelversorgung, Energieeinsparung, Wiederverwertung von Produkten, Mobilität, 

Wohnen und anderem mehr auseinandersetzen (RÜCKERT-JOHN 2013; FRANTZESKAKI et al. 

2016). Sie sind dabei angetrieben von ganz unterschiedlichen Motiven, etwa dem Wunsch 

nach der Verbesserung des Umfeldes, der Förderung von Klimaschutz und der Verbesse-

rung von sozialem Zusammenhalt vor Ort. Kleinräumige, lokale Kontexte bieten ihnen da-

bei die Möglichkeit zu Experimenten, durch die alternative Lebens- und Wirtschaftsweisen 

erprobt werden können (SEYFANG/SMITH 2007; SEYFANG/HAXELTINE 2012; SCHNEIDEWIND/ 

SCHECK 2013; KENIS/MATHIJS 2014).  

Beispielhaft dafür steht die Transition-Bewegung mit lokalen Gruppen weltweit. Diese 

Transition-Town-Initiativen (im Folgenden TTI) sind ein verhältnismäßig junger Akteur 

                                        
1 Wir danken dem vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. – für die Finanzierung der 

zugrundliegenden Forschungsarbeit sowie Herrn Christian Höcke für die Betreuung des Vorhabens und 

sorgfältige Durchsicht des Manuskripts. Wir danken allen Interviewpartnern in den vier Städten Hannover, 

Nürnberg, Göttingen und Kassel für ihre Zeit und das Teilen ihres Wissens. 
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aus dem Bereich der Zivilgesellschaft, 2006 in England entstanden und seit 2008 mit in-

zwischen etwa 120 lokalen Initiativen auch in Deutschland aktiv (Transition Initiativen 

2018). Sie engagieren sich für einen umfangreichen Wandel auf lokaler Ebene und ver-

stehen sich als Bewegung von Bürgerinnen und Bürgern, die eine Transformation von un-

ten, also in Form eines Bottom-Up, vorantreibt und dabei durch proaktives Gestalten und 

eine konstruktive Gesellschaftsvision auf das Veränderungspotenzial von gemeinschaftli-

chem Handeln setzt (SEYFANG/HAXELTINE 2012; FEOLA/NUNES 2014; MASCHKOWSKI/WANNER 

2014). TTI vertreten dabei ein Verständnis von nachhaltiger Entwicklung, das – angelehnt 

an die Konzepte der Postwachstumsökonomie – der Resilienz und der Suffizienz, Entwick-

lungsziele weitaus umfangreicher definiert, als sie mit den derzeit vorherrschende Effizi-

enz- (z. B. energetische Sanierung im Gebäudebereich) und Konsistenzstrategien (z. B. 

Substitution von Autos mit Verbrennungsmotoren durch E-Autos) vielfach durch Politik 

und Verwaltung verfolgt werden. 

Der vorliegende Beitrag versucht zu klären, wie durch ein kooperatives Zusammenwirken 

von kommunalen und zivilgesellschaftlichen Akteuren intermediäre Räume und Strukturen 

aufgebaut und für Kooperationen genutzt werden können, um eine Transformation zur 

nachhaltigen Stadt anzustoßen und zu fördern. Er basiert auf vier Fallstudien in den Städ-

ten Göttingen, Hannover, Kassel und Nürnberg. Dabei wurden über den Ansatz eines 

„embedded multiple-case designs“ (YIN 2009, S. 46) durch 25 leitfadengestützte Inter-

views mit Vertreterinnen und Vertretern von TTI, Verwaltung, Politik und weiteren Koope-

rationspartnern sowie durch ein Mapping der lokalen Governancekontexte und im Rahmen 

eines Reflexionsworkshops, die bestehenden Kooperationsbeziehungen zwischen TTI und 

Kommunen vergleichend analysiert. 

Der Beitrag knüpft dabei an aktuelle Diskursstränge der Transformationsforschung an, 

insbesondere der Transition-Governance und der Rolle von Intermediären in Transforma-

tionsprozessen. 

2 Forschungsinteresse: TTI als Intermediäre in der Stadt-

entwicklung 

Die Transition-Bewegung hat sich mittlerweile weltweit ausgebreitet. Während sie sich 

zunächst auf den Übergang zur postfossilen Stadt konzentrierte, sind daraus innerhalb ei-

nes Jahrzehnts vielfältige, zivilgesellschaftliche Initiativen hervorgegangen. Diese engagie-

ren sich in einem breiten Spektrum stadtentwicklungsrelevanter Aktivitäten, zum Beispiel 

in Gemeinschaftsgärten, Gemeinschaftswohnprojekten, Baugemeinschaften, offene Werk-

stätten und Fabrikationslaboren, Verbrauchergemeinschaften, Energiegenossenschaften 

oder Impact Hubs. Über ihre thematische Arbeit hinaus widmen sie sich häufig alternati-

ven, vom Wirtschaftswachstum entkoppelten Wirtschaftsweisen wie der Postwachstums-

ökonomie, der Gemeinwohlökonomie, der Solidarischen Ökonomie, der „sharing econo-

my“, der suffizienten Stadt oder Regionalwährungen (HOPKINS 2013; LEACH et al. 2013; 

PAECH 2013; FEOLA/NUNES 2014; KENIS/MATHIJS 2014; MASCHKOWSKI/WANNER 2014; BLUM et 

al. 2016; FRANTZESKAKI et al. 2016; HENFREY/KENRICK 2017; VICTOR/DOLTER 2017).  

Mit ihrem ganzheitlichen Ansatz, ihrer normativen Orientierung an einer umweltgerechten 

Entwicklung und ihrem partizipationsorientierten Handeln übernehmen Transition-Town-
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Initiativen in lokalen Kontexten häufig die Rolle von Intermediären. Innerhalb der Trans-

formationsforschung wird Intermediären eine wichtige Rolle als Übersetzer und Vernetzer 

(KIVIMAA 2014), etwa zwischen verschiedenen Sektoren, Akteuren, Handlungsfeldern und 

-ebenen, zugeschrieben, womit die transformative Kapazität von Städten (WOLFRAM 2016), 

also deren Fähigkeit tiefgreifende, systemische Veränderungsprozesse zu organisieren, 

erhöht werden kann.  

Das Ziel der zugrundeliegenden Forschungsarbeit2 war es daher, anhand von vier Fällen 

(Göttingen, Hannover, Kassel, Nürnberg) empirisches Wissen zu generieren und auszulo-

ten, welche Potenziale Transition-Town Initiativen in eine Partnerschaft zur nachhaltigen 

Stadtentwicklung einbringen können. Theoretisch fundiert die Arbeit auf Konzepten der 

Transformationsforschung und den darin konzipierten Rollen von intermediären Akteuren, 

als welche TTI gesehen werden können. Daher lautet die übergreifende Forschungsfrage: 

Welche Potenziale und Grenzen besitzen Transition-Town Initiativen in ihrer Rolle als In-

termediäre in urbanen Governancekontexten bezüglich der Förderung einer Transformati-

on zur nachhaltigen Stadtentwicklung? 

3 Fallauswahl und Datenerhebung 

Das in der Studie implementierte Fallstudiendesign orientierte sich an einem „embedded 

multiple-case design“ nach YIN (2009, S. 46). Hierbei ist die Stadt „der Fall“ (case) und 

die lokale Transition-Town-Initiative als „eingebettete Einheit der Analyse“ (embedded 

unit of analysis) zu verstehen. Fall und Einheit sind eingebettet in die jeweiligen Gover-

nancekontexte (Länder, Staat, EU, transnationale Netzwerke). Bei der Erhebung und Ana-

lyse der empirischen Daten wurden klassische Methoden der empirischen Sozialforschung 

(Interviews, Literaturanalyse) angewandt und durch partizipative Formate (Reflexions-

workshop) ergänzt.  

Zunächst wurde zu den ausgewählten Kommunen eine Analyse des lokalen Governance-

kontextes vorgenommen werden. Ziel war die Kontextualisierung des Handlungs- und Ak-

tionsraums der jeweiligen TTI. Dazu wurden relevante Akteure, kommunale Konzepte, 

Strategien und Visionen (z. B. Klimaschutzkonzept, Integriertes Stadtentwicklungskon-

zept), Mitgliedschaften und Aktivitäten der Kommune in Netzwerken (z. B. ICLEI – Inter-

national Council for Local Environmental Initiatives), Beteiligung an einschlägigen Projek-

ten (z. B. Wettbewerb Zukunftsstadt), relevante rechtliche Grundlagen (z. B. Bürgerbetei-

ligungssatzung) im Zeitverlauf seit 1990 erfasst. Dieses Mapping diente als wichtiges Vor-

wissen für die durchzuführenden Interviews und zeigt zugleich für TTI wichtige Rahmen-

bedingungen auf. Die Analyse erfolgt durch Desktoprecherche und wurde später durch In-

formationen aus den Interviews ergänzt.  

Eine wesentliche methodische Prämisse für das gesamte Projekt bestand darin, die TTI 

nicht als alleinigen Fokus der durchzuführenden Fallstudien zu verstehen, sondern ihre 

Einbettung in lokale Governance-Arenen in die Untersuchung einzubeziehen und daher 

auch die Perspektive von Vertreterinnen und Vertretern aus Kommunalverwaltung und 

                                        
2 Das Projekt wurde finanziert vom vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. 

(https://www.vhw.de/) 

https://www.vhw.de/
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Kommunalpolitik sowie weiteren Akteuren der nachhaltigen Stadtentwicklung (abhängig 

vom konkreten Fall) zu erfassen, um ein schlüssiges Gesamtbild bezüglich der For-

schungsfragen zu erhalten. Daher wurden in jeder der Fallstudienstädte Akteure aus drei 

unterschiedlichen Akteursgruppen im Sinne einer Triangulation interviewt (Abb. 1). Diese 

sind: 

⎯ Vertreterinnen und Vertreter von lokalen Transition-Town-Initiativen; 

⎯ Vertreterinnen und Vertreter der Kommunalpolitik und -verwaltung; 

⎯ weitere Kooperationspartner und/oder externe Beobachter, die keiner der beiden 

ersten Gruppen angehören, jedoch das Wirken und die Rolle der TTI einschätzen 

können. 

Abb. 1: Akteursgruppen/Interview-Konstellation 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Interviews wurden als leitfadengestützte, persönliche Gespräche geführt, die idealer-

weise mit einer Begehung von Aktionsräumen der TTI vor Ort verbunden waren. Die Ge-

spräche dauerten 60 bis 90 Minuten und wurden aufgezeichnet. Anschließend wurden die 

Interviews systematisch auf Grundlage der Analysekategorien fallbezogen und fallverglei-

chend bezüglich der Forschungsteilfragen ausgewertet. Hierbei wurde sich an der Metho-

de der qualitativen Inhaltsanalyse nach MAYRING (2003) orientiert. 
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4 Einblicke in die vier Fälle Hannover, Nürnberg, Göttin-

gen und Kassel 

4.1 Die Landeshauptstadt Hannover und die Transition Town 

Hannover 

Hannover ist die Landeshauptstadt Niedersachsens mit einer Bevölkerung von 533 000 

Personen. Hannover hat in den vergangenen Dekaden einen Strukturwandel von einer In-

dustrie- zu einer Dienstleistungsgesellschaft vollzogen. Während dieser Wandlungsprozess 

von der Schließung von Industrieunternehmen und einer steigenden Arbeitslosigkeit be-

gleitet wurde, hat sich die Wirtschaftssituation durch neue Arbeitsplätze im Dienstleis-

tungssektor wieder stabilisiert (HN 53, S. 222). Die SPD ist traditionell eine starke Partei in 

Hannover, wobei sie seit 1991 Koalitionen mit anderen Fraktionen eingehen muss. Seit 

2016 wird Hannover von einer Koalition aus SPD, Grünen und FDP regiert. Oberbürger-

meister ist seit 2013 Stefan Schostok von der SPD. Die Stadt Hannover hat Nachhaltigkeit 

zu einer politischen Priorität der Stadtentwicklung erklärt. Die „Leipzig Charta zur nachhal-

tigen europäischen Stadt“ von 2007 war der Ausgangspunkt für die Stadt Hannover, eige-

ne Leitziele zu formulieren (HN 74, S. 69, 90). Im Jahr 2016 hat der Stadtrat die Umset-

zung der Sustainable Development Goals (SDGs) beschlossen, die von der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationalen unter dem Titel „Transformation unserer Welt: die 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ (Transforming our World: the 2030 Agenda for 

Sustainable Development) 2015 formuliert wurden (UN 2015). Hannover ist seit 2010 eine 

Fair Trade Town und wurde im Jahr 2015 als Hauptstadt des Fairen Handels ausgezeich-

net.  

Die Transition Town Hannover hat sich im Jahr 2010 gegründet und hat seither eine hohe 

Dynamik entwickelt und sich als ein Kooperationspartner der Stadt Hannover etabliert. Sie 

widmet sich in ihren Projekten Themen wie der Energie, Ernährung, ökologischen Land-

wirtschaft, der Umweltbildung, dem ökologischen Bauen und dem nachhaltigen Wirtschaf-

ten. 

4.2 Die Stadt Nürnberg und Bluepingu 

Nürnberg ist eine Großstadt in Bayern mit 512 000 Personen. Auch in Nürnberg hat sich in 

den letzten Dekaden ein wirtschaftlicher Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleis-

tungsgesellschaft vollzogen (NG 45, S. 190; NG 56, S. 316). Parallel dazu hat sich in Nürn-

berg ein ökologisches Unternehmertum herausgebildet, das, wie eine Marktstudie der In-

dustrie- und Handelskammer Nürnberg für Mittelfranken (IHK) zeigt, eine wichtige wirt-

schaftliche Bedeutung für Nürnberg besitzt (NG 37, S. 168, 372, 384, 407; NG 68, S. 412, 

                                        
3 Quelle: Interview Nr. 5, das in Hannover geführt wurde. 
4 Quelle: Interview Nr. 7, das in Hannover geführt wurde. 
5 Quelle: Interview Nr. 4, das in Nürnberg geführt wurde. 
6 Quelle: Interview Nr. 5, das in Nürnberg geführt wurde. 
7 Quelle: Interview Nr. 3, das in Nürnberg geführt wurde. 
8 Quelle: Interview Nr. 6, das in Nürnberg geführt wurde. 
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477). Seit 1999 wird die BIOFACH, eine Weltleitmesse für ökologische Lebensmittel, in 

Nürnberg ausgerichtet9. 

Der Stadtrat Nürnbergs wird von einer Großen Koalition aus SPD und CSU geführt. Das 

Amt des Oberbürgermeisters hat seit 2002 Dr. Ulrich Maly von der SPD inne. Wie ver-

schiedene Auszeichnungen zeigen, ist nachhaltige Stadtentwicklung auch für den Stadtrat 

Nürnbergs eine politische Priorität. Nürnberg wurde im Jahr 2016 der Deutsche Nachhal-

tigkeitspreis als „Nachhaltige Großstadt“ verliehen. Beim Europäischen Wettbewerb 

„Green Capital City“ 2012/2013 hat es den vierten Platz erreicht. Im Jahr 2010 wurde es 

im bundesdeutschen Wettbewerb „Bundeshauptstadt im Klimaschutz“ Vierter. Nürnberg 

ist seit 2010 eine Fair Trade Stadt und wurde für ihr Engagement in den Jahren 2013, 

2015 und 2017 als „Hauptstadt des Fairen Handels“ ausgezeichnet. Zugleich hat die Stadt 

Nürnberg, ausgehend von einem Beschluss des Stadtrats im Jahr 2003, die BioMetropole 

entwickelt, die den ökologischen Landbau und die ökologische Produktion in der Metropol-

region Nürnberg fördert.  

Bluegingu hat sich im Jahr 2008 noch vor der Bildung des deutschlandweiten Transition-

Netzwerks 2010 gegründet (https://www.bluepingu.de/). Es ist mit einer hohen Dynamik 

in verschiedenen Themenfeldern aktiv wie Sharing-Initiativen (Tauschen und Leihen), 

dem nachhaltigen Konsum, der Ernährung und der ökologischen Landwirtschaft, dem Re-

parieren und Recyceln oder der Umweltbildung. Es hat sich durch sein Engagement zu ei-

nem etablierten Partner der Stadt Nürnberg entwickelt. 

4.3 Die Stadt Göttingen und Göttingen im Wandel 

Mit einer Bevölkerung von 119 000 Personen ist Göttingen eine Großstadt in Niedersach-

sen. Im Unterschied zu den anderen Kommunen ist für Göttingen vor allem der Charakter 

als Universitätsstadt mit einer jüngeren Bevölkerungsstruktur prägend. Im Stadtrat bilden 

die SPD und die Grünen eine Koalition. Der Oberbürgermeister ist seit 2014 Rolf-Georg 

Köhler von der SPD. Die nachhaltige Stadtentwicklung hat die Stadt Göttingen in ihrem 

„Leitbild 2020 – Göttingen stellt sich der Zukunft“ verankert, das vom Stadtrat im Jahr 

2007 verabschiedet wurde. Schwerpunkt setzt sie vor allem im Bereich des Klimaschutzes 

mit dem Klimaschutzkonzept von 2010 („Klimaschutz Göttingen: Integriertes Klimaschutz-

konzept für das Stadtgebiet 2008 bis 2020“), dem „Masterplan 100 % Klimaschutz“ von 

2011 und dem „Klimaplan Stadtentwicklung – Städtebauliche Klimaschutz- und Anpas-

sungsstrategie der Stadt Göttingen“ von 2015. Zudem ist Göttingen seit 2013 eine Fair 

Trade Stadt. 

Die Initiative Göttingen im Wandel hat sich im Jahr 2010 als Transition-Town-Initiative 

gegründet. Sie widmet sich in ihren Projekten Themenfeldern wie dem Sharing, der Ge-

sundheit, dem Reparieren und Recyceln, der Ernährung und der ökologischen Landwirt-

schaft, der Umweltbildung und des Inneren Wandels (Inner Transition). Göttingen im 

Wandel kooperiert nur in begrenztem Rahmen mit der Stadt Göttingen und konzentriert 

sich vorrangig auf die Entwicklung ihrer eigenen Projekte.  

                                        
9 Im Jahr 2001 wurde die BIOFACH von der NürnbergMesse übernommen. 
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4.4 Die Stadt Kassel und Transition Town Kassel 

Kassel ist eine Großstadt in Hessen mit einer Bevölkerung von 199 000 Personen. Kassel 

befindet sich seit der deutschen Wiedervereinigung in einem Prozess struktureller Ände-

rungen, der sich nicht allein als Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft 

vollzieht, sondern stark auf eine Restrukturierung und Erneuerung der Industrie setzt. Als 

„documenta“-Stadt hat Kassel eine ausgeprägte Kulturszene. Die „documenta“ ist ein 

wichtiger Anknüpfungs- und Mobilisierungspunkt für die zivilgesellschaftlichen Initiativen. 

Aus ihrer historischen Randlage nahe der ehemaligen innerdeutschen Grenze zur DDR er-

gaben sich für die Region erhebliche Probleme für die wirtschaftliche Entwicklung, die zu 

einer hohen Verschuldung Kassels geführt haben (KL 610, S. 87). Die Stadt musste sich 

deshalb im Zeitraum von 2012 bis 2017 zum Abbau der Schulden unter den Schutzschirm 

des Bundeslandes Hessen begeben (KL 311, S. 128; KL 512, S. 50; KL 613, S. 87). Kassel be-

findet sich daher im Wandel von einer jahrzehntelangen bedürftigen Situation mit der 

Konzentration auf die kommunalen Pflichtaufgaben zu einer Kommune mit neuen finanzi-

ellen Spielräumen. Der Stadtrat wird von einer Koalition aus SPD und Grünen geführt. Das 

Amt des Oberbürgermeisters hat seit 2017 Christian Gselle von der SPD inne. Die Stadt 

Kassel hat im Jahr 2012 ein Integriertes Klimaschutzkonzept entwickelt, jedoch gibt es im 

Stadtrat kein starkes politisches Votum für eine nachhaltige Stadtentwicklung (KL 514; KL 

6).  

Die Transition Town Kassel ist aus der Kulturszene der Stadt Kassel hervorgegangen, und 

die Initiativgruppe hat ihre ersten Projekte im Rahmen der „documenta“ organisiert. Im 

Jahr 2011 hat sie sich formal als ein Verein gegründet. Zu den vielfältigen Themenfeldern, 

denen sie sich widmet, gehören die Ernährung und ökologische Landwirtschaft, das nach-

haltige Wirtschaften, das Sharing oder das Reparieren und Recyceln. Der Essbare Stadt 

e. V., gegründet im Jahr 2009, hat sich zur stärksten Initiative unter dem Dach der Tran-

sition Town Kassel entwickelt. So bestehen auch die stärksten Kooperationen zwischen 

dem Essbare Stadt e. V. und dem Umwelt- und Gartenamt. Doch stößt die Transition 

Town Kassel bei ihren Versuchen, Kooperationen mit der Stadt Kassel aufzubauen, oft-

mals an Grenzen. 

5 Ausgewählte Ergebnisse: Transition Town Initiativen als 

Intermediäre in der Stadtentwicklung aus Sicht der 

Transformationsforschung 

Alle vier TTI – die Transition Town Hannover, Bluepingu, Göttingen im Wandel und die 

Transition Town Kassel – wirken als Intermediäre innerhalb der Zivilgesellschaft, beson-

ders zwischen den sozial-ökologischen Initiativen in ihren Städten. Sie versuchen, Brü-

ckenbildner für neue Partnerschaften zu sein. Sie bilden eine Plattform für kreative Köpfe 

und schaffen einen Raum für offenes und kreatives Denken. Im Hinblick auf die Stadtent-

                                        
10 Quelle: Interview Nr. 6, das in Kassel geführt wurde. 
11 Quelle: Interview Nr. 3, das in Kassel geführt wurde. 
12 Quelle: Interview Nr. 5, das in Kassel geführt wurde. 
13 Quelle: Interview Nr. 6, das in Kassel geführt wurde. 
14 Quelle: Interview Nr. 5, das in Kassel geführt wurde. 
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wicklung handeln die TTI aus einer kritischen Perspektive und geben im Sinne der Nach-

haltigkeit wichtige Impulse für die Kommunalpolitik und -verwaltung. In dieser Rolle stel-

len die TTI grundlegende Wertvorstellungen und Handlungsansätze der gegenwärtigen 

Gesellschaft infrage, die auch als mentale Infrastrukturen bezeichnet werden können 

(HARGREAVES et al. 2013). Dies kann als eine Form der tiefgründigen Übersetzung (deep 

translation) zwischen einem System der Nicht-Nachhaltigkeit und den Werten der Nach-

haltigkeit verstanden werden (SMITH 2007). Doch auch wenn die TTI insgesamt einen 

Wertewandel befürworten, sind sie keine kohärenten, sondern heterogene Akteure, deren 

Engagierte verschiedene Erwartungen besitzen. Während einige ihr konkretes Projekt 

verwirklichen möchten, nehmen andere eine strategische Perspektive ein und möchten 

eine Transformation der Gesellschaft zu mehr Nachhaltigkeit erreichen. Dies stellt das Bild 

einer in sich homogenen und kohärenten Nische von TTI in Frage und verweist vielmehr 

auf deren Vielfalt und Heterogenität (HARGREAVES et al. 2013). 

Trotz dieser Gemeinsamkeiten unterscheiden sich die vier TTI in der Dynamik, die sie in 

ihrem intermediären Handeln und ihrem Engagement für einen gesellschaftlichen Wandel 

entfalten konnten. Während die Transition Town Hannover und Bluepingu Partnerschaften 

mit der Kommune etablieren konnten, haben Göttingen im Wandel und die Transition 

Town Kassel eine Vielzahl von Aktivitäten entwickelt, jedoch fällt es ihnen schwerer Part-

nerschaften mit der Kommune zu bilden. Im Unterschied zu Göttingen im Wandel verfol-

gen die Transition Town Hannover, Bluepingu und die Transition Town Kassel einen politi-

schen Handlungsansatz. Sie gehen proaktiv auf die Kommunalpolitik und -verwaltung zu 

und beteiligen sich an Arbeitskreisen der Kommune bzw. versuchen diese zu initiieren. Sie 

versuchen transdisziplinäre Austauschformate zu schaffen, um einen Dialog zwischen der 

Kommune, der Zivilgesellschaft, der Wirtschaft und der Wissenschaft herzustellen. Eine 

besondere Herausforderung besteht dabei in der Integration von Wirtschaftsakteuren. 

Während einige sich aufgeschlossen gegenüber einer nachhaltigen Wirtschaftsweise zei-

gen, lehnen andere diese ab. Dieses intermediäre Handeln ist auch ein Prozess des Expe-

rimentierens mit verschiedenen Vernetzungs- und Austauschformaten.  

Besonders ausgeprägt ist der politische Handlungsansatz der Initiative Bluepingu, die an 

einer Vielzahl von politischen Arbeitskreisen mitwirkt und ein zentraler Kooperationspart-

ner innerhalb der Stadtgesellschaft Nürnbergs ist. Im Unterschied zu den anderen TTI hat 

Bluepingu eine politische Wirksamkeit durch Partnerschaften mit der Stadt Nürnberg wie 

der Fair Trade Town oder der BioMetropole erreicht. Die Transition Town Hannover han-

delt als Multiplikator zwischen verschiedenen Akteuren und versucht, politische Gelegen-

heitsfenster zu nutzen, um ihre Projekte zu verwirklichen. Im Gegensatz zu Bluepingu und 

der Transition Town Hannover bemüht sich die Transition Town Kassel, die Kooperation 

mit der Kommune zu suchen und transdisziplinäre Dialogforen gemeinsam mit der Kom-

mune ins Leben zu rufen, muss jedoch vielfach das Scheitern dieser Versuche erleben. 

Trotz einer proaktiven Ansprache der Kommune durch die Transition Town Kassel stagnie-

ren die Kommunikationsprozesse und der Austausch zwischen beiden, was nicht aus-

schließlich aber maßgeblich an fehlenden Ressourcen in der Kommunalverwaltung und 

dem fehlenden politischen Rückhalt in der Kommunalpolitik liegt.  

Im Unterschied zu den anderen TTI konzentriert sich Göttingen im Wandel auf die Umset-

zung seiner eigenen Projekte statt proaktiv den Dialog mit der Kommune und die Verän-
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derung politischer Rahmenbedingungen zu suchen. Ihre Kommunikation mit der Kommu-

ne ist eher reaktiv, d. h. sie erbittet Genehmigungen, wenn öffentlich-rechtliche Rahmen-

bedingungen diese für die Implementierung ihrer Projekte erfordern. 

Die Erklärungsfaktoren für diese Unterschiede in der Kooperation der TTI mit der Kom-

mune lassen sich der Makro-Ebene der Strukturen, der Meso-Ebene der Institutionen und 

der Mikro-Ebene der Akteure zuordnen.  

Auf der Makro-Ebene zeigen sich die Unterschiede in den strukturellen Rahmenbedingun-

gen der vier Städte. Im Gegensatz zu den anderen Kommunen muss die Stadt Kassel mit 

deutlich schwierigeren strukturellen Rahmenbedingungen umgehen. In Anbetracht der 

Verschuldung und Finanzierungsengpässe der Kommune musste sie sich auf ihre Pflicht-

aufgaben konzentrieren und besaß kaum Kapazitäten für die Kooperation mit zivilgesell-

schaftlichen Initiativen wie der Transition Town Kassel. Hierbei kommen ebenso die recht-

lichen Rahmenbedingungen zum Tragen, die die Aufgaben der Kommunen bestimmen. 

Nachhaltige Stadtentwicklung ist als eine freiwillige Aufgabe der Kommunen, nicht als eine 

Pflichtaufgabe definiert. 

Auf der Meso-Ebene der Institutionen bewegen sich alle Kommunen im gleichen Kontext 

der Mehrebenen-Governance. Einerseits eröffnet dieser Governance-Kontext Handlungs-

möglichkeiten für die lokalen Akteure. Die Sustainable Development Goals der Vereinten 

Nationen definieren wichtige Leitbilder für die Kommunen und sind zugleich ein Referenz-

punkt für die TTI, den sie in ihren Argumenten für nachhaltige Stadtentwicklung gegen-

über der Kommune einbringen können. Externe Förderstrukturen ermöglichen es den TTI, 

lokale Impulse für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu setzen. Durch den Wissensaus-

tausch in transnationalen Netzwerken greifen die TTI innovative Ideen und gute Beispiele 

anderer Initiativen auf und passen sie bei der Entwicklung von Projekten an lokale Kon-

texte an. Diese Leitbilder, externe Förderprogramme und gute Beispiele erhöhen zudem 

die Legitimation der TTI gegenüber der Kommune. Zudem erweisen sich manche rechtli-

chen Rahmenbedingungen der EU, des Bundes oder der Bundesländer als Hemmnisse für 

eine nachhaltige Stadtentwicklung, können aber allein auf diesen übergeordneten Ebenen 

verändert werden.  

Unterschiede bestehen zwischen den parteipolitischen Konstellationen und der politischen 

Unterstützung für nachhaltige Stadtentwicklung, der Institutionalisierung von Intermediä-

ren für nachhaltige Stadtentwicklung innerhalb der Kommunalverwaltung und der Ent-

wicklung einer Partizipationskultur. Der politische Rückhalt für nachhaltige Stadtentwick-

lung ist eine Bedingung für das Engagement der Kommune. Wenn der politische Willen 

besteht, die nachhaltige Stadtentwicklung zu befördern, können die originären Aufgaben 

der Kommune in diesem Sinne gestaltet werden. Im Gegensatz zu den Städten Göttingen 

und Kassel engagieren sich die Landeshauptstadt Hannover und die Stadt Nürnberg für 

eine nachhaltige Entwicklung ihrer Stadt und wurden dafür als „Nachhaltige Großstadt“ 

von der Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis e. V. ausgezeichnet. In der Stadt Kassel 

fehlt ein starkes politisches Votum für eine nachhaltige Stadtentwicklung, während es in 

der Stadt Göttingen etwas verhaltener ausfällt.  

Hierbei werden jedoch Unterschiede zwischen den inhaltlichen Handlungsfeldern und dem 

Anspruch der Projekte sichtbar, die stärker oder schwächer durch das öffentliche Hoheits-

gebiet der Kommune definiert sind. Daher ist die politische Unterstützung durch den 
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Stadtrat in einigen Themenfeldern essenziell (eine notwendige Bedingung), während sie 

in anderen Themenfeldern unterstützend, aber nicht notwendig für das Engagement der 

TTI ist. Diese Differenzen lassen sich an den Handlungsfeldern Wohnen und Bauen, urba-

ne Landwirtschaft und Mobilität darstellen. Gemeinschaftliche Wohnprojekte können die 

TTI auf Grundstücken im Privateigentum und durch privates Engagement verwirklichen. 

Die Idee eines Eco-Village als eine Form des experimentellen Wohnens bedarf hingegen 

der Planung und somit der politischen Unterstützung von Seiten der Kommune. Gemein-

schaftsgärten können die TTI auf privaten Flächen und durch privates Engagement grün-

den. Soll die Idee der „Essbaren Stadt“ jedoch auf öffentlichen Grünflächen verwirklicht 

werden, setzt dies die Kooperation mit der Kommune voraus. Die Verkehrsinfrastruktur 

der Städte ist öffentliches Hoheitsgebiet der Kommune. Die TTI können durch Eigeninitia-

tive ein ergänzendes Angebot nachhaltiger Mobilitätsformen wie die Bereitstellung von 

Lastenfahrrädern oder Leihrädern schaffen. Die Umwidmung von Verkehrsfläche zwischen 

Fußgängern, Fahrradfahrern und Autofahrern bleibt aber Hoheit der Kommune. Eine Ver-

änderung dieser Verkehrsinfrastrukturen kann nur durch einen politischen Handlungsan-

satz erreicht werden. Sie bedarf der Mobilisierung politischer Mehrheiten und politischer 

Beschlüsse des Stadtrats.  

Die Idee einer urbanen, ökologischen Landwirtschaft erfährt in der Landeshauptstadt 

Hannover und der Stadt Nürnberg eine große politische Unterstützung, die mit dem Agri-

kulturprogramm für Hannover (SCHMIDT 2008; https://www.google.com/search?client=fire 

fox-b-d&q=Agrikulturprogramm+) und dem Stadtratsbeschluss zur BioMetropole im Jahre 

2003 in Nürnberg (https://www.die-biometropole.de/images/pdf/stadratsbeschluss_juli20 

03.pdf) eigene Handlungsprogramme entworfen haben. Entsprechend haben sich in bei-

den Städten die stärksten Partnerschaften zwischen den TTI und den Kommunen zur ur-

banen Landwirtschaft herausgebildet. In Nürnberg entwickelt die BioMetropole eine eige-

ne Dynamik, weil sie auch von Seiten der lokalen Wirtschaft befürwortet wird. Besonders 

die NürnbergMesse als Veranstalterin der BIOFACH, der Weltleitmesse für ökologische Le-

bensmittel, tritt als Fürsprecherin für die ökologische Landwirtschaft auf und hat ein eige-

nes Interesse, „Bio“ als ein Markenzeichen von Nürnberg zu etablieren.  

Diese Differenzen in der politischen Unterstützung spiegeln sich in der Institutionalisierung 

von Intermediären für die nachhaltige Stadtentwicklung wieder. Während die Landes-

hauptstadt Hannover und die Stadt Nürnberg mit dem Agenda-21-Nachhaltigkeitsbüro 

und dem Agenda-21-Büro regime-basierte15 Transition-Intermediäre und mit der Nachhal-

tigkeitsberichterstattung verwaltungsinterne Koordinationsinstrumente geschaffen haben, 

sind die Organisationseinheiten in den Städten Göttingen und Kassel anders gestaltet. 

Göttingen hat keine Lokale Agenda 21 gegründet, sondern allein für den Klimaschutz die 

Stabsstelle Klimaschutz und Energie eingerichtet. Diese bemüht sich ein ressortübergrei-

fendes Verständnis von Klimaschutz zu etablieren, sieht sich aber oftmals mit einem ress-

ortspezifischen Verständnis von Stadtentwicklung bzgl. Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

konfrontiert. In der Stadt Kassel ist die Lokale Agenda 21 nur von marginaler Bedeutung. 

Die Rolle eines Intermediärs zwischen der Transition Town Kassel und der Kommune hat 

                                        
15 Der Begriff „regime“ bezieht sich auf die multi-level-perspective in der Transition-Forschung und be-

schreibt kein politisches Regime, sondern bringt zum Ausdruck, dass es dominante sozio-technische, sozi-

o-ökologische oder sozio-institutionelle Konfigurationen gibt, die sehr stabil sind. Akteure die in ihrer Rolle 

in diesen Regimen agieren, werden als regime-basiert bezeichnet. 

https://www.google.com/search?client=fi
https://www.die-biometropole.de/images/pdf/stadratsbeschluss_juli2
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vielmehr das ehemalige Zukunftsbüro (2008 bis 2018) übernommen. Dies war aber per se 

keine Organisationseinheit für nachhaltige Stadtentwicklung, sondern für die Partizipation 

der Bürgerinnen und Bürger, die Unterstützung der Ehrenamtlichen und die Integration 

der Migrantinnen und Migranten. 

Die Partizipationsstrukturen der Kommunen bilden wichtige Schnittstellen für die Kommu-

nikation und Kooperation mit den TTI. Der Vergleich zwischen den Institutionen der Kom-

munen zeigt die Unterschiede der Partizipationskulturen und -formate, die sich in den 

Städten herausgebildet haben. Diese sind in der Landeshauptstadt Hannover und der 

Stadt Nürnberg stärker etabliert als in den Städten Göttingen und Kassel. Nürnberg hebt 

sich zudem durch seine ausgeprägte Konsenskultur von den anderen Städten ab. Es be-

sitzt eine Tradition der Bürgerbeteiligung und des bürgerschaftlichen Engagements und 

folgt einem Leitbild der aufsuchenden Partizipation, die die Bürgerinnen und Bürger pro-

aktiv vor Ort anspricht. Die thematischen Arbeitskreise und die dezentralen Partizipations-

strukturen in den Quartieren eröffnen eine Vielzahl von Zugangspunkten für Bluepingu. 

Auf der Mikro-Ebene der Akteure lassen sich Differenzen sowohl zwischen den TTI als 

auch den Kommunen beobachten. Die vier TTI unterscheiden sich in der Professionalisie-

rung ihrer Engagierten. Während die Engagierten der Transition Town Hannover und Blu-

epingu sehr professionalisiert sind und Fähigkeiten besitzen, in transnationalen Netzwer-

ken zu agieren und sich externe Förderstrukturen zu erschließen, stellen diese für Göttin-

gen im Wandel und die Transition Town Kassel größere Herausforderungen dar. Diese 

Professionalisierung und das Wissen über transnationale Netzwerke und externe Förder-

strukturen sind wichtige Erklärungsfaktoren für die Effektivität der TTI. Auch in der Kom-

mune wirken Individuen als regime-basierte Transition-Intermediäre. Es muss folglich 

zwischen den Institutionen und den Individuen unterschieden werden. Zum einen sind 

Individuen in institutionelle Kontexte eingebettet. Zum anderen können sie diese aus der 

Distanz betrachten, hinterfragen und verändern (SCHMIDT 2008). So bemühen sich Kom-

munalpolitikerinnen und -politiker wie Verwaltungsbeamte aus eigener Überzeugung und 

Motivation den Wandel zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung von oben anzustoßen. Sie 

versuchen die Institutionen von innen heraus zu verändern. Dieses individuelle Engage-

ment findet sich in allen vier Kommunen. Doch kann es abhängig vom politischen Kontext 

(Meso-Ebene) und strukturellen Kontext (Makro-Ebene) eine größere Wirkung in Hanno-

ver und Nürnberg entfalten als in Göttingen und Kassel.  

6 Handlungsempfehlungen 

Im Zuge der Auswertung wurden spezifische Handlungsempfehlungen16 sowohl für Tran-

sition-Town-Initiativen als auch für Kommunen abgeleitet. Im Folgenden sollen drei von 

ihnen herausgegriffen werden, die in besonderer Weise den Aufbau von Partnerschaften 

für eine nachhaltige Stadtentwicklung im intermediären Raum zwischen Kommune und 

organisierter Zivilgesellschaft fördern können: 

                                        
16 Für die gesamte Studie mit allen Ergebnissen und Handlungsempfehlungen wenden sie sich gern an 

Christian Höcke (c.hoecke@vhw.de). 

mailto:c.hoecke@vhw.de
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1. Die Institutionalisierung von Intermediären zwischen der Stadtgesell-

schaft und der Kommunalpolitik und -verwaltung 

Intermediäre sind zentrale Übersetzer und Vermittler zwischen verschiedenen Akteuren 

aus Zivilgesellschaft, Kommunalpolitik und -verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft. Ihr 

Handeln sollte als eine eigenständige Rolle anerkannt und institutionell gefördert werden. 

TTI sind dabei Intermediäre, die aus der Zivilgesellschaft heraus (von unten) als Kritike-

rinnen und Kritiker, Impulsgeberinnen und Impulsgeber für die Kommunalpolitik und 

-verwaltung in der nachhaltigen Stadtentwicklung agieren.  

Es bedarf jedoch der Verknüpfung dieses Engagements der Intermediäre aus der Zivilge-

sellschaft mit Intermediären, die innerhalb der etablierten Institutionen von Kommunalpo-

litik und -verwaltung einen gesellschaftlichen Wandel zu einer nachhaltigen Stadt beför-

dern. Diese Intermediäre für nachhaltige Stadtentwicklung sollten in Kommunalverwal-

tungen in zwei Formen verankert werden (doppelte Institutionalisierung):  

⎯ als eine horizontale, ressortübergreifende Stabsstelle, 

⎯ als Referentinnen und Referenten für nachhaltige Stadtentwicklung in den einzelnen 

Fachressorts und -ämtern der Kommunalverwaltung. 

Diese Intermediäre für nachhaltige Stadtentwicklung bedürfen eines expliziten Mandats 

für die ressortübergreifende Koordination zur nachhaltigen Stadtentwicklung und zur Ver-

mittlung zwischen Kommune und Bürgerschaft. Sie sollen den Kontakt zwischen den TTI 

und den Fachressorts herstellen und deren Zusammenarbeit unterstützen. Sie sollen zwi-

schen den unterschiedlichen Handlungslogiken von zivilgesellschaftlichen Initiativen und 

von Kommunalpolitik und -verwaltung vermitteln. Sie können dazu transdisziplinäre Dia-

logforen wie Runde Tische oder ein Agendaplenum anbieten, um den Austausch und die 

Kooperation zwischen der Zivilgesellschaft, der Kommunalpolitik und -verwaltung, der 

Wirtschaft und der Wissenschaft zu unterstützen. 

2. Gemeinsam vom Handeln zum Wissen gelangen 

Um über einen Kreis von Gleichgesinnten und ökologisch Interessierten hinauszugelangen 

und eine Vielfalt von Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, sollten Menschen nicht vor-

rangig über Wissen und Bildung (kognitive Ebene), sondern über praktisches Handeln 

(praktische Ebene) angesprochen werden. Nachhaltige Handlungsweisen und Lebensstile 

sollten durch konkrete Projekte praktisch aufgezeigt und erlebbar gemacht werden. Diese 

sollten es den Menschen ermöglichen, eigene Erfahrungen zu sammeln. Das bedeutet, 

dass Menschen nachhaltiges Handeln lernen, indem sie es praktizieren. Auch das Lernen 

von guten Beispielen und Ortsbegehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern, den Kom-

munalpolitikerinnen und -politikern wie Verwaltungsangestellten können zeigen, wie sich 

abstrakte Ideen in konkrete Projekte übersetzen lassen. Diese praktischen Handlungsan-

sätze sollten als eine eigene Form der Bildung für nachhaltige Entwicklung anerkannt und 

befördert werden. Eine partnerschaftliche Umsetzung durch Kommunen und TTI, zum 

Beispiel im Rahmen eines eigenen lokalen Handlungsprogramms, bietet sich hierfür an. 
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3. Vom punktuellen Wissensaustausch zu professionell moderierten Partner-

schaften 

Vernetzungs- und Austauschforen sind sehr bedeutungsvoll, können aber unter Legitima-

tionsdruck gelangen und Interessenverlust erleiden, wenn diese nicht effektiv gestaltet 

sind und für die Teilnehmerinnen wie Teilnehmer nicht der unmittelbare Wert für das ei-

gene Engagement erkennbar wird. Sie bedürfen Moderatorinnen und Moderatoren, die 

mit eigenen Ressourcen für ihre Arbeit als Vermittlerinnen und Vermittler, als Übersetze-

rinnen und Übersetzer ausgestattet sind. Aufgabe dieser Moderatorinnen und Moderato-

ren ist es, diesen Austauschforen eine Strukturierung zu geben, sodass aus Ideen konkre-

te Kooperationsprojekte entwickelt und implementiert werden können. Diese Moderation 

sollte zudem die Verknüpfungen zu weiteren Planungsprozessen bzw. Aktivitäten der 

Kommune in der nachhaltigen Stadtentwicklung aufzeigen.  
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